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Stellenausschreibungen 
 
 

Freie bzw. demnächst freiwerdende Stellen an Grund- und Mittelschulen 
 

Alle Regierungsbezirke veröffentlichen freie und frei werdende Funktionsstellen im Amtlichen Schul-
anzeiger des jeweiligen Bezirks. 
 
Diese Funktionsstellen sowie auch die wiederholte Ausschreibung von Funktionsstellen (Zweite Aus-
schreibung) stehen grundsätzlich Bewerbern aus allen bayerischen Regierungsbezirken offen.  
Bitte informieren Sie sich deshalb in den im Internet veröffentlichten, allen zugänglichen Amtlichen 
Schulanzeigern und beachten Sie die dort gesetzten Fristen. 
 
Die Amtlichen Schulanzeiger der einzelnen Regierungsbezirke finden Sie unter folgenden Internetad-
ressen: 
 
Oberfranken 
http://www.regierung.oberfranken.bayern.de/schulen/schulanzeiger 

 
Mittelfranken 
http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/serv/download/downabt1/schulanzeiger/schulanzeiger.htm 

 
Unterfranken 
http://www.regierung.unterfranken.bayern.de/service/publikationen/13521/index.html 

 
Oberpfalz 
http://www.ropf.de/download/amtliche/index.php 

 
Oberbayern 
http://www.regierung.oberbayern.bayern.de/bekanntmachung/osa 

 
Niederbayern 
http://www.regierung.niederbayern.bayern.de/schulen/schulanzeiger.htm 

 
Schwaben 
http://www.regierung.schwaben.bayern.de/Aufgaben/Bereich_4/Schulanzeiger/Schulanzeiger.php 
 
 
 

Rektor/Rektorin 
 

Schule Schüler/Klassen SchA Bes.Gr. Bemerkungen 

Dalberg-Mittelschule 
Aschaffenburg 
Boppstr. 18 
63741 Aschaffenburg 
Tel.: 06021-450960 
Fax: 06021-444417 
eMail: dalberg-
HS@gmx.de 

Schülerzahl: 200 
Klassenzahl: 10 

AB-S A14 - 3. Ausschreibung 
- Befähigung für das Lehr-

amt an Volks- oder Haupt-
schulen/Mittelschulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Haupt-
schule/Mittelschule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

  

http://www.regierung.oberfranken.bayern.de/schulen/schulanzeiger
http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/serv/download/downabt1/schulanzeiger/schulanzeiger.htm
http://www.regierung.unterfranken.bayern.de/service/publikationen/13521/index.html
http://www.ropf.de/download/amtliche/index.php
http://www.regierung.oberbayern.bayern.de/bekanntmachung/osa
http://www.regierung.niederbayern.bayern.de/schulen/schulanzeiger.htm
http://www.regierung.schwaben.bayern.de/Aufgaben/Bereich_4/Schulanzeiger/Schulanzeiger.php
mailto:dalberg-HS@gmx.de
mailto:dalberg-HS@gmx.de
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Grundschule Marolds-
weisach 
Schulstraße 1 
96126 Maroldsweisach 
Tel.: 09532/1635 
Fax: 09532/1062 
eMail: 
info@grundschule.maroldsweisach.de 

Schülerzahl: 174 
Klassenzahl: 9 

HAS A13+AZ - 3. Ausschreibung 
- Befähigung für das Lehr-

amt an Volks- oder Grund-
schulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

Grundschule Oberaurach 
Am Sportzentrum 4 
97514 Oberaurach 
Tel.: 09522/328 
Fax: 09522/950837 
eMail: oberau-
rach@gmx.de 

Schülerzahl: 93 
Klassenzahl: 4 

HAS A13+AZ - 2. Ausschreibung 
- Befähigung für das Lehr-

amt an Volks- oder Grund-
schulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

Grundschule Untermerz-
bach 
Schulstr. 3 
96190 Untermerzbach 
Tel.: 09533/372 
Fax: 09533/9808176 
eMail: 
volksschuleuntermerzbach@t-
online.de 

Schülerzahl: 49 
Klassenzahl: 2 

HAS A13+AZ - 2. Ausschreibung 
- Befähigung für das Lehr-

amt an Volks- oder Grund-
schulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

Grundschule Collenberg 
Jahnstr. 4 
97903 Collenberg 
Tel.: 09376-9740054 
Fax: 09376-9740058 
eMail: verwaltung@gs-
collenberg.de 

Schülerzahl: 87 
Klassenzahl: 5 

MIL A13+AZ - 2. Ausschreibung 
- Befähigung für das Lehr-

amt an Volks- oder Grund-
schulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

Grundschule Arnstein 
Schwebenrieder Str. 10 
97450 Arnstein 
Tel.: 09363-1789 
Fax: 09363-99059 
GS-Arnstein@t-online.de  
Max-Balles-Mittelschule 
Arnstein 
Am Zehnthäusl 5 
97450 Arnstein 
Tel.: 09363-6996 
Fax: 09363-995899 
eMail: verwaltung@hs-
arnstein.de 

Grundschule 
Schülerzahl: 175 
Klassenzahl: 8 
 
Mittelschule 
Schülerzahl: 81 
Klassenzahl: 4 

MSP A14 - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Grund-
schulen bzw. Hauptschu-
len/Mittelschulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule oder Hauptschu-
le/Mittelschule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

  

mailto:info@grundschule.maroldsweisach.de
mailto:oberaurach@gmx.de
mailto:oberaurach@gmx.de
mailto:volksschuleuntermerzbach@t-online.de
mailto:volksschuleuntermerzbach@t-online.de
mailto:verwaltung@gs-collenberg.de
mailto:verwaltung@gs-collenberg.de
mailto:GS-Arnstein@t-online.de
mailto:verwaltung@hs-arnstein.de
mailto:verwaltung@hs-arnstein.de
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Grundschule Eußenheim 
Mittelschule Eußenheim 
Am Kirchberg 17 
97776 Eußenheim 
Tel.: 09353-1453 
Fax: 09353-99245 
eMail: volksschule-
eussenheim@t-online.de 

Grundschule 
Schülerzahl: 107 
Klassenzahl: 6 
 
Mittelschule 
Schülerzahl: 70 
Klassenzahl: 4 

MSP A13+AZ - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Grund-
schulen bzw. Hauptschu-
len/Mittelschulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule oder Hauptschu-
le/Mittelschule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

Albert-Schweitzer-
Mittelschule 
Albert-Schweitzer-Str. 3 
97424 Schweinfurt 
Tel.: 09721-51852 
Fax: 09721-51850 
eMail: 
A.Schweitzer-
mittelschule@schweinfurt.de 

Schülerzahl: 255 
Klassenzahl: 14 

SW-S A14 - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Haupt-
schulen/Mittelschulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Haupt-
schule/Mittelschule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

Körner-Grundschule 
Schweinfurt 
Körnerstr. 1 
97421 Schweinfurt 
Tel.: 09721-55368 
Fax: 09721-513119 
eMail: 
Koernerschule@schweinfurt.de 

Schülerzahl: 194 
Klassenzahl: 9 

SW-S A14 - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Grund-
schulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

- Erfahrung mit Kindern mit 
Migrationshintergrund 

 
 
 

Konrektor/Konrektorin 
 

 

Schule Schüler/Klassen SchA Bes.Gr. Bemerkungen 

Grundschule Arnstein 
Schwebenrieder Str. 10 
97450 Arnstein 
Tel.: 09363-1789 
Fax: 09363-99059 
GS-Arnstein@t-online.de  
Max-Balles-Mittelschule 
Arnstein 
Am Zehnthäusl 5 
97450 Arnstein 
Tel.: 09363-6996 
Fax: 09363-995899 
eMail: verwaltung@hs-
arnstein.de 

Grundschule 
Schülerzahl: 175 
Klassenzahl: 8 
 
Mittelschule 
Schülerzahl: 81 
Klassenzahl: 4 

MSP A13+AZ - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Grund-
schulen bzw. Hauptschu-
len/Mittelschulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule oder Hauptschu-
le/Mittelschule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

  

mailto:volksschule-eussenheim@t-online.de
mailto:volksschule-eussenheim@t-online.de
mailto:A.Schweitzer-mittelschule@schweinfurt.de
mailto:A.Schweitzer-mittelschule@schweinfurt.de
mailto:Koernerschule@schweinfurt.de
mailto:GS-Arnstein@t-online.de
mailto:verwaltung@hs-arnstein.de
mailto:verwaltung@hs-arnstein.de
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Auen-Mittelschule 
Schweinfurt 
Friedhofstr. 35 
97421 Schweinfurt 
Tel.: 09721-51971 
Fax: 09721-51970 
eMail: auen-

mittelschule@schweinfurt.de  

Schülerzahl: 281 
Klassenzahl: 13 

SW-S A13+AZ - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Haupt-
schulen/Mittelschulen 

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Haupt-
schule/Mittelschule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungs-
programm (ASV) 

- Erfahrung mit Kindern mit 
Migrationshintergrund 

 
 
Hinweise für die Bewerberinnen und Bewerber: 
 
Soweit für die Funktionsstelle sowohl Bewerbungen von Versetzungsbewerberinnen bzw. -bewerbern 
(Personen, die das statusrechtliche Amt bereits inne haben) als auch von Beförderungsbewerberinnen 
bzw. -bewerbern vorliegen, wird die Regierung von Unterfranken über Versetzungsanträge vorab ent-
scheiden, so dass es zu einem Abbruch des Auswahlverfahrens kommen kann. 
 
Auf die Voraussetzungen der "Richtlinien für die Beförderung von Lehrkräften und Förderlehrkräften 
an Volksschulen, Förderschulen und Schulen für Kranke", Bekanntmachung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Unterricht und Kultus vom 18.03.11, Az.: IV.5-5 P 7010.1-4.23 489, wird ausdrücklich 
verwiesen. Insbesondere die neben einer entsprechenden Verwendungseignung für die Übertragung 
einer Funktion als Schulleiter/-in und Schulleitungsstellvertreter/-in erforderlichen Bewertungsstufen in 
der letzten dienstlichen Beurteilung entnehmen Sie bitte diesen Beförderungsrichtlinien. 
 
Sofern auf der Grundlage allein von dienstlichen Beurteilungen eine Auswahlentscheidung nicht mög-
lich ist, können ergänzend strukturierte Interviews durch eine Auswahlkommission durchgeführt wer-
den. 
 
Die Regierung strebt eine Erhöhung des Frauenanteils in Leitungsfunktionen an. Es wird deshalb be-
grüßt, wenn sich Frauen bewerben. Auf das Antragsrecht zur Beteiligung der Gleichstellungsbeauf-
tragten wird hingewiesen (Art. 18 Abs. 3 BayGlG). 
Die Stellen sind für die Besetzung mit schwerbehinderten Menschen geeignet. Schwerbehinderte 
werden bei ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung bevor-
zugt berücksichtigt. 
 
Richtet sich die Zuordnung des Amtes zu einer Besoldungsgruppe nach der Schülerzahl, kann der/die 
erfolgreiche Bewerber/-in zum maßgeblichen Beförderungszeitpunkt nur dann befördert werden, wenn 
diese Schülerzahl zum Zeitpunkt der Beförderung im nach den Beförderungsrichtlinien erforderlichen 
Umfang gesichert ist. 
 
Die Beförderungen in die ausgeschriebenen Ämter können erst vorgenommen werden, wenn eine 
freie und besetzbare Planstelle vorhanden ist. Freiwerdende Planstellen dürfen vor Ablauf einer Wie-
derbesetzungssperre nicht für Beförderungen in Anspruch genommen werden. Funktionsinhaber, die 
in die Freistellungsphase der Altersteilzeit wechseln, besetzen bis zur Versetzung in den Ruhestand 
ihre Planstelle. Anschließend ist noch die Wiederbesetzungssperre zu berücksichtigen. Die Verlänge-
rung der Planstellensperre, die sich durch die Altersteilzeit ergibt, wird aus Gründen der Gleichbe-
handlung auf alle Funktionsträger verteilt, unabhängig davon, ob die Funktion wegen Altersteilzeit 
oder aus sonstigen Gründen (z. B. gesetzlicher Ruhestand, Versetzung) neu zu besetzen war. 
Dadurch verlängert sich die Beförderungswartezeit für alle freigewordenen Funktionsstellen über die 
gesetzliche Wiederbesetzungssperre von 3 Monaten hinaus. 
 
Eine Teilzeitbeschäftigung ist bei Schulleitern/Schulleiterinnen nur mit einer Ermäßigung der Unter-
richtspflichtzeit bis zu 4 Stunden, bei Schulleiterstellvertretern/Schulleiterstellvertreterinnen nur bis zu 
6 Wochenstunden möglich; während einer Elternzeit ist die Reduzierung auf 3/4 der vollen Unter-
richtspflichtzeit möglich. Bei Lehrkräften, die sich in der Ausgleichsphase des verpflichtenden Arbeits-

mailto:auen-mittelschule@schweinfurt.de
mailto:auen-mittelschule@schweinfurt.de
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zeitkontos befinden, verringert sich die mögliche Ermäßigung durch Teilzeit um 1 Stunde. Lehrkräfte 
mit einer umfangreicheren Ermäßigung der Unterrichtspflichtzeit können nur dann berücksichtigt wer-
den, wenn sie eine Erklärung abgeben, dass sie im Falle einer erfolgreichen Bewerbung einen Antrag 
auf Beendigung der Teilzeitbeschäftigung oder einen entsprechend geänderten Antrag auf Teilzeitbe-
schäftigung stellen. 
 
Die Regierung verweist auf die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus vom 19.12.06 (KWMBl I Nr. 2/2007; Veröffentlichung im Amtl. Schulanzeiger 3/2007, 
nochmals 11/2008), die am 01.08.08 in Kraft getreten ist. Als Nachweis der pädagogischen Quali-
fikation von Schulleiterinnen und Schulleitern ist die Vorqualifikation (Modul A des Ausbildungs-
curriculums) vor der Beförderung zu absolvieren. Das Portfolio zum Modul A (Liste der besuchten 
führungsrelevanten Fortbildungen samt Teilnahmenachweisen) wird ab dem 01.08.09 eingefordert 
und ist, wenn bereits absolviert, den Bewerbungsunterlagen beizufügen.  
 
Die Berücksichtigung der Bewerbung einer Lehrkraft um eine Funktion in der Schulleitung ist ausge-
schlossen, wenn ein Angehöriger i.S. des Art. 20 Abs. 5 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(u. a. Ehegatten, Verlobte, Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, auch geschiedene Ehegat-
ten) an der betreffenden Schule tätig ist, es sei denn, er erklärt sich ggf. mit der Wegversetzung von 
der Schule einverstanden. Falls ein Angehöriger in diesem Sinne an der Schule beschäftigt ist, für die 
eine Bewerbung abgegeben wird, ist dies in der Bewerbung unter Angabe des Angehörigkeits-
verhältnisses schriftlich mitzuteilen.  
 
Es wird erwartet, dass der Schulleiter/die Schulleiterin die Wohnung am Schulort oder in angemes-
sener Umgebung nimmt.  
 
Termine: 
 
Vorlage der Gesuche 
beim Staatlichen Schulamt des Bewerbers/der Bewerberin: 17.04.2018 
bei dem für die ausgeschriebene Stelle zuständigen Staatlichen Schulamt: 24.04.2018 
bei der Regierung von Unterfranken: 27.04.2018 
 
Umzugskostenvergütung nach Art. 4 Abs. 1 des Bayerischen Umzugskostengesetzes i. d. F. der Bek. 
vom 24.06.2005 (GVBl S. 192) kann nur gewährt werden, wenn die Gewährung der Umzugskosten-
vergütung vor Durchführung des Umzugs schriftlich zugesagt worden ist. 
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Neubesetzung einer Stelle an der Akademie für Lehrerfortbildung und Personalführung Dillin-
gen 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst vom 27. März 2018, Az. IV.9-BP4113-3. 22 005 
 
Zum 1. August 2018 ist an der Akademie für Lehrerfortbildung und Personalführung in Dillingen (ALP) 
eine Stelle in der Organisationseinheit 
 

3.2 Personalführung (Grundschule, Mittelschule und Förderschule) 
mit Koordination der Schularten Grundschule und Mittelschule 

 
– befristet auf acht Jahre – neu zu besetzen. Die Tätigkeit erfolgt zunächst im Rahmen einer Abord-
nung. Eine spätere Versetzung und Beförderung entsprechend den jeweils gültigen Beförderungsricht-
linien, derzeit bis zur Besoldungsgruppe A 15, ist möglich. 
 
Anforderungsprofil: 
 
Bewerben können sich beim Freistaat Bayern verbeamtete Lehrkräfte mit der Lehrbefähigung für das 
Lehramt an Grundschulen oder an Mittelschulen nach Bestehen der Probezeit  in der Besoldungs-
gruppe A 13 + AZ oder höher mit hinreichend Berufserfahrung nach der Verbeamtung auf Lebens-
zeit. Eine entsprechend gute wissenschaftliche und pädagogische Qualifikation sowie ein Gesamtprä-
dikat in der letzten dienstlichen Beurteilung von „UB“ oder besser werden vorausgesetzt. 
Erfahrungen bei koordinierenden Tätigkeiten, in der zentralen und/oder regionalen Lehrerfortbildung 
und Schulentwicklung sowie schulartübergreifende Erfahrungen sind wünschenswert. 
Ein Nachweis des Besuchs führungsrelevanter Fortbildungen ist wünschenswert. 
Lehrkräfte, die bei ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung 
Führungserfahrung nachweisen können, werden vorrangig berücksichtigt. 
 
Zudem werden folgende überfachliche Qualifikationen vorausgesetzt: 
 

 ein überdurchschnittlich hohes Maß an Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft 
 

 Kenntnis neuer Formen des Lehrens und Lernens sowie konzeptionelle Vorstellungen zur Weiter-
entwicklung der zentralen und regionalen Lehrerfortbildung in Bayern (schulartübergreifend) 
 

 Fähigkeit zur selbstständigen Arbeit, insbesondere auch bei der Übernahme organisatorischer 
Planungsaufgaben 
 

 Sicherheit im Umgang mit gängigen Office-Programmen  
 

 ein sicheres und angemessenes Auftreten vor Gruppen 
 

 ein hohes Maß an Teamfähigkeit  
 

 Aufgeschlossenheit für aktuelle fachliche, pädagogische und bildungspolitische Themen, insbe-
sondere der Personalführung, Schulentwicklung und Qualitätssicherung 
 

 Bereitschaft, sich in neue Aufgabengebiete sowie akademiespezifische Anwenderprogramme und 
Verwaltungsabläufe einzuarbeiten  

 
In den Fällen, in denen mehrere Bewerberinnen und Bewerber die Ausschreibungsbedingungen erfül-
len und nach dem Ergebnis der dienstlichen Beurteilungen im Hinblick auf das jeweilige Statusamt im 
Wesentlichen gleich geeignet sind, wird ein strukturiertes Auswahlgespräch durchgeführt, dessen 
Ergebnis dann der Auswahlentscheidung zugrunde gelegt wird. 
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Aufgabenbeschreibung: 
 
Planung, Konzeption, Organisation, Durchführung (inkl. eigener Lehrtätigkeit) und Evaluation von Prä-
senz-, Online- und Blended-Learning-Lehrgängen unter Berücksichtigung des aktuellen Schwerpunkt-
programms für die bayerische Lehrerfortbildung in folgenden Bereichen bzw. für folgende Zielgruppen: 
 

 Qualifizierung schulischer Führungskräfte (vor allem der Grund- und Mittelschulen, auch der För-
derschulen) in den Modulen A, B und C  
 

 Thematische Schwerpunkte der Organisationseinheit sind derzeit: Change Management, Kommu-
nikation, Moderation. 
 

 Zielgruppen der Lehrgänge sind in erster Linie: 
 

 Schulräte GS/MS  

 Seminarleiter GS/MS/FöS 

 Schulentwicklungsberater und -koordinatoren 

 Schulleiterinnen und Schulleiter GS/MS/FöS 
 

 Die Aufgaben der Schulartkoordination sind abteilungsübergreifend und bestehen insbesondere in 
 

 der akademieinternen Vertretung der Interessen und Bedürfnisse der Schularten Grund- und 
Mittelschule bei der Konzeption und Planung von Lehrgängen und sonstigen Fortbildungsange-
boten sowie bei der Erstellung von Fortbildungsmaterial  

 der internen Vernetzung der Organisationseinheiten, die Lehrgänge für die jeweilige(n) Schul-
art(en) anbieten. 

 
Zu den weiteren Aufgaben des zukünftigen Akademiereferenten/der zukünftigen Akademiereferentin 
gehören unter anderem: 
 

 Entwicklung von Konzepten zur landesweiten Umsetzung und Multiplikation von Lehrgangsinhalten 
 

 fachliche und methodisch-didaktische Beiträge im Rahmen von Präsenz- und Online-Fortbildungen 
v.a. zum Themenbereich „Führung/Schulleitung“ in enger Kooperation mit dem E-Learning-
Kompetenzzentrum der ALP 
 

 Abstimmung des Fortbildungsangebotes, insbesondere mit der Regionalen Lehrerfortbildung 
(RLFB) 
 

 Kooperation und Kontaktpflege mit den entsprechenden Referaten des Bayerischen Staatsministe-
riums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst sowie des Staatsinstituts für Schulqualität 
und Bildungsforschung, mit Hochschulen, Verbänden und der Wirtschaft sowie weiteren Koopera-
tionspartnern 
 

 Veröffentlichungen im Zusammenhang mit eigenen Lehrgängen  
 

 Kontaktpflege zur Fach- und Verbandspresse 
 
Es wird erwartet, dass der Wohnort der Bewerberin bzw. des Bewerbers eine angemessene Präsenz 
am Dienstort gewährleistet. Die Stelle ist grundsätzlich teilzeitfähig, sofern der Dienstbetrieb sicherge-
stellt ist. Schwerbehinderte Personen werden bei im Wesentlichen gleicher Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung bevorzugt. Gemäß Art. 7 Abs. 3 BayGIG werden Frauen besonders aufgefordert, 
sich zu bewerben. 
 
Der Bewerbung ist eine aktuelle dienstliche Beurteilung beizulegen. Gegebenenfalls ist vom Dienst-
vorgesetzten eine Anlassbeurteilung zu erstellen (vgl. hierzu Abschnitt A Nr. 4.5 der Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus über die Richtlinien für die dienstliche 
Beurteilung und die Leistungsfeststellung der staatlichen Lehrkräfte an Schulen in Bayern vom 
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7. September 2011 (KWMBl. S. 306), geändert durch Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst vom 15. Juli 2015 (KWMBl. S. 121)). 
 
Für weitere Auskünfte steht Frau OStRin Rieder (Tel.: 089/2186-2642) gerne zur Verfügung. 
Aussagekräftige Bewerbungen (bitte ohne Bewerbungsmappe/Kunststoffhefter) sind unter Vorlage der 
vollständigen Bewerbungsunterlagen (tabellarischer Lebenslauf, Kopie der Zeugnisse der beiden 
Staatsprüfungen, Kopie der aktuellen dienstlichen Beurteilung) und unter Angabe des Aktenzeichens 
IV.9-BP4113-3.22 005 bis spätestens vier Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblatts (Erschei-
nungsdatum des Beiblatts zum Amtsblatt: 27. März 2018) auf dem Dienstweg zu richten an  
 
Akademie für Lehrerfortbildung 
und Personalführung Dillingen 
Akademieleitung Dr. Alfred Kotter 
Kardinal-von-Waldburg-Straße 6-7 
89407 Dillingen 
 
sowie in Kopie an  
 
Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
Referat IV.9 
Salvatorstraße 2 
80333 München. 
 
Bitte senden Sie Ihre Bewerbungsunterlagen zudem zeitgleich in digitaler Form per E-Mail an 
katharina.deck@stmbw.bayern.de und direktor@alp.dillingen.de. 
  

mailto:katharina.deck@stmbw.bayern.de
mailto:direktor@alp.dillingen.de
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Stellenausschreibung für eine Stellenbesetzung des stellvertretenden Leiters/der stellvertre-
tenden Leiterin der Abteilung II des Staatsinstituts für die Ausbildung von Fachlehrern in Mün-
chen 
 
Am Staatsinstitut für die Ausbildung von Fachlehrern, Abteilung II, in München, ist zum Schuljahr 
2018/2019 die Stelle der stellvertretenden Leitung der Abteilung II neu zu besetzen. 
 
An der Abteilung II des Staatsinstituts wird die fachliche und pädagogisch-didaktische Vorbildung für 
den Beruf des Fachlehrers/der Fachlehrerin in den Fächerverbindungen Ernährung und Gestaltung, 
Sport und Kommunikationstechnik, Englisch und Kommunikationstechnik sowie Englisch und Sport 
vermittelt. 
 
Die zweijährige Ausbildung am Staatsinstitut endet mit einer pädagogisch-didaktischen Abschlussprü-
fung, die als Erste Lehramtsprüfung gilt. 
 
Im Anschluss daran kann die Ausbildung zur Fachlehrkraft der Fächerverbindung Ernährung und Ge-
staltung an der Abt. II in München durch den Besuch eines einjährigen Lehrgangs im Fach Sport er-
gänzt werden. 
 
Die Stelle weist folgendes Anforderungsprofil auf: 
 

 Seminarplanung und –gestaltung in den Fachbereichen Pädagogik und/oder Schulpädagogik 
und/oder Psychologie, 
 

 Mitwirkung bei der Planung, Organisation und Durchführung von Prüfungen, 
 

 Mitwirkung bei der inhaltlichen und organisatorischen Weiterentwicklung der Abteilung des Staats-
instituts, 
 

 Planung und Organisation der Schulpraxis in Kooperation mit den Regierungen, Staatlichen Schul-
ämtern, Praktikumsschulen und Praktikumslehrkräften, 
 

 Vertretungsplanung an der Abteilung des Staatsinstituts. 
 
Es können sich Lehrkräfte bewerben, die folgende Qualifikationen nachweisen: 
 

 Erste und Zweite Lehramtsprüfung für das Lehramt an Grundschulen, Haupt- bzw. Mittelschulen 
und Volksschulen, 
 

 überdurchschnittliche Ergebnisse in der letzten dienstlichen Beurteilung, 
 

 mehrjährige Berufserfahrung im staatlichen Schuldienst, nach Möglichkeit auch mit Wahrnehmung 
von Funktionen in der Schulaufsicht oder einem Amt als Konrektor bzw. Konrektorin, Rektor bzw. 
Rektorin, Beratungsrektor bzw. Beratungsrektorin, Institutsrektor bzw. Institutsrektorin oder Semi-
narrektor bzw. Seminarrektorin, 
 

 einschlägige Erfahrung in der Lehrerbildung. 
 
Erwünscht sind weiterhin: 
 

 ausgeprägte Kommunikations- und Kooperationsfähigkeiten zur vertrauensvolle Zusammenarbeit 
mit dem Leiter der Abteilung und dem Kollegium, 
 

 Zusatzqualifikation in einem der Fachbereiche Pädagogik, Schulpädagogik und/oder Psychologie, 
 

 Innovationsbereitschaft und Offenheit, 
 

 Kenntnisse und Fertigkeiten in den zeitgemäßen Informations- und Kommunikationstechniken. 
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Die ausgeschriebene Stelle ist teilzeitfähig. Bei Vorliegen der laufbahn- und haushaltsrechtlichen Vo-
raussetzungen ist eine Beförderung bis zur Besoldungsgruppe A 15 möglich. 
 
Frauen werden besonders aufgefordert, sich zu bewerben. Schwerbehinderte werden bei im Wesent-
lichen gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt berücksichtigt. 
 
Das Staatsministerium behält sich vor, Bewerber und Bewerberinnen, die das statusrechtliche Amt 
bereits innehaben, und solche Bewerber und Bewerberinnen, die sich auf einen höheren Dienstposten 
bewerben, nicht in unmittelbarer Konkurrenz zu werten. 
 
Die Bewerbungen sind bis spätestens 23.04.2018 auf dem Dienstweg bei der zuständigen Regierung 
einzureichen. 
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Veröffentlichungen und Bekanntmachungen 
 
 
 
Zweite Staatsprüfungen für das Lehramt an Grundschulen und das Lehramt an Mittel-
schulen/Qualifikationsprüfungen für Fachlehrer/innen und Förderlehrer/innen 2018; Einsicht-
nahme in die Prüfungsunterlagen 
 
Gemäß LPO II, ZAPO-F II, ZAPO/FöL II - § 2(5) können Prüfungsteilnehmer/innen nach Abschluss der 
Zweiten Prüfungen Einsicht in ihre bewerteten Prüfungsunterlagen nehmen. 
 
Die Einsichtnahme wird auf schriftlichen Antrag gewährt. Dieser Antrag ist bis spätestens 
Mittwoch, 4. Juli 2017 zu richten an: 
 
Regierung von Unterfranken 
z. H. Frau Jutta Göb 
Peterplatz 9 
97070 Würzburg 
E-Mail: jutta.goeb@reg-ufr.bayern.de 
 
Termine für die Einsichtnahme: 
 
Mittwoch, 11.07.2018, oder Donnerstag, 12.07.2018, jeweils zwischen 15.00 und 16.00 Uhr, 
im Großen Sitzungssaal der Regierung von Unterfranken, Peterplatz 9, 97070 Würzburg 
 
Pünktliches Erscheinen ist erforderlich. 
 
Der Personalausweis ist vor der Einsichtnahme vorzulegen. 
 
Ein Abfotografieren ist nicht gestattet; handschriftliche Notizen sind erlaubt. 
 
M e n s c h 
Ltd. Regierungsschuldirektor 
Leiter des Prüfungsamtes 
  

mailto:jutta.goeb@reg-ufr.bayern.de
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Schriftliche Hausarbeit im Rahmen der Qualifikationsprüfung der Fachlehrer/innen und der 
Zweiten Staatsprüfung für die Lehrämter an Grund- und Mittelschulen; Rückgabe der Schriftli-
chen Hausarbeit 
 
Es besteht die Möglichkeit, die Hausarbeiten des Prüfungsjahrgangs 2015 den Verfassern zurück-
zugeben. 
 
Um die Arbeiten bereithalten zu können, ist ein schriftlicher Antrag bis 10.  August 2018 zu stellen 
an: 
 
Regierung von Unterfranken 
z. H. Frau Jutta Göb 
Peterplatz 9 
97070 Würzburg 
E-Mail: jutta.goeb@reg-ufr.bayern.de 
 
Die Hausarbeiten können in der Zeit vom 5.  bis 7. September 2018 bei der Regierung von Unter-
franken abgeholt werden. 
 
M e n s c h 
Ltd. Regierungsschuldirektor 
Leiter des Prüfungsamtes 
 
  

mailto:jutta.goeb@reg-ufr.bayern.de
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Qualifikationsprüfung (II. Lehramtsprüfung) 2019 der Fachlehrer 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst vom 16.02.2018, Az. III.3–BS 7170–4b.2 058 
 
Die Qualifikationsprüfung (II. Lehramtsprüfung) 2019 der Fachlehrer an allgemeinbildenden Schulen 
und Schulen zur sonderpädagogischen Förderung wird nach der Zulassungs-, Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung (II. Lehramtsprüfung) der Fachlehrer (ZAPO-F II) vom 12. Dezember 1996 (KWMBl. I 
1997 S. 50, ber. KWMBl. I S. 86), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 126 der Verordnung zur Anpassung 
des Landesrechts an die geltende Geschäftsverteilung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286), in den sie-
ben Regierungsbezirken des Freistaates Bayern durchgeführt. Sie ist eine Qualifikationsprüfung im 
Sinne des Art. 22 Abs. 1 Gesetz über die Leistungslaufbahn und die Fachlaufbahnen der bayerischen 
Beamten und Beamtinnen (Leistungslaufbahngesetz – LlbG) vom 5. August 2010 (GVBI. S. 410, 571), 
zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 13. Dezem-
ber 2016 (GVBl. S. 354) und hat Wettbewerbscharakter. 
 
Hierzu wird bekannt gegeben: 
 
1. Zur Prüfung zugelassen ist, wer sich im Schuljahr 2018/2019 im letzten Jahr des Vorberei-

tungsdienstes befindet oder in diesen wegen Nichtbestehens der Prüfung wieder eingestellt 
wurde (§ 12 Abs. 1 ZAPO-F II). 

 
2. Die Themenvergabe für die Hausarbeit erfolgt in der Zeit vom 11. April 2018 bis 

11. Oktober 2018. Die schriftliche Hausarbeit ist bei dem Seminarleiter/der Seminarleiterin ein-
zureichen. Dieser/Diese meldet der Regierung unmittelbar die Abgabe. 

 
3. Die Einzelprüfungen werden wie folgt abgelegt: 
 
3.1. Die Lehrproben finden im Zeitraum vom 28. Januar 2019 bis 7. Juni 2019 statt. 

 
Hinweis: Es ist zu gewährleisten, dass dem einzelnen Teilnehmer/der einzelnen Teilnehmerin 
eine angemessene Frist zwischen dem Ablegen der Lehrproben eingeräumt wird. 
 

3.2. Der schriftliche Teil der Prüfung findet am 15. April 2019 statt. 
 
3.3. Die mündlichen Prüfungen finden im Zeitraum vom 11. Juni 2019 bis 14. Juni 2019 statt. 
 
3.4. Für die Prüfungsteilnehmer 2019, die den schriftlichen Teil der Prüfung nachzuholen haben, 

wird als Termin der 29. Juli 2019 festgelegt. 
 
3.5. Im Erweiterungsfach finden Lehrprobe und mündliche Prüfung jeweils im entsprechenden unter 

Nr. 3.1 bis 3.4 genannten Prüfungszeitraum statt. 
 
4. Zur Qualifikationsprüfung 2019 können zur Notenverbesserung auf Antrag auch Bewerber zu-

gelassen werden, die diese Prüfung erstmals 2018 abgelegt und bestanden haben. 
 
4.1. Die Meldung zur Prüfung hat spätestens zu erfolgen: 
 
4.1.1. falls die schriftliche Hausarbeit neu gefertigt wird: 10. Juli 2018. 
 
4.1.2. falls die bei der Erstablegung der Prüfung gefertigte schriftliche Hausarbeit angerechnet werden 

soll: innerhalb von vier Wochen nach Aushändigung des Prüfungszeugnisses. 
Der Antrag auf Zulassung zur Wiederholungsprüfung ist an das Prüfungsamt der jeweils zu-
ständigen Regierung zu richten. 
 

4.2. Die Bewerber haben die Lehramtsprüfung (Wiederholungsprüfung) zu den unter Nr. 3 genann-
ten Terminen abzulegen. 

 
Elfriede  O h r n b e r g e r 
Ministerialdirigentin 



Schulanzeiger der Regierung von Unterfranken Nr. 4/18 

 

 

109 

Sondermaßnahme zur Sicherung des Lehrernachwuchses an beruflichen Schulen zum Schul-
jahr 2018/2019; Zulassung von Diplomingenieuren (Univ.) oder Masterabsolventen (Univ. oder 
Hochschule) der Fachrichtung Bautechnik zum Vorbereitungsdienst für das Lehramt an beruf-
lichen Schulen für September 2018 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst vom 8. Februar 2018, Az. VI.2-BS9008-7a.6 681 
 
Aufgrund des anhaltenden Bedarfs an Bewerbern für das Lehramt an beruflichen Schulen in der be-
ruflichen Fachrichtung Bautechnik werden zu dem am 11. September 2018 beginnenden Vorberei-
tungsdienst insgesamt bis zu 15 Diplomingenieure (Universität) oder Masterabsolventen (Universität 
oder Hochschule) der Fachrichtung Bautechnik sowie verwandten Studiengängen zugelassen. Bevor-
zugt werden Bewerberinnen und Bewerber, welche die Diplom- oder Masterprüfung nach 2012 abge-
legt und mit der Note gut oder besser bestanden haben. 
 
Die Bewerbungen für die Sondermaßnahme sind bis spätestens Freitag, 13. April 2018 an das Bayeri-
sche Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst, Ref. VI.2, 80327 München zu 
richten. 
 
Dem formlosen Bewerbungsschreiben sind eine amtlich beglaubigte Ablichtung des Diplomzeugnisses 
bzw. Masterzeugnisses mit Bachelorzeugnis sowie ein tabellarischer Lebenslauf beizulegen. Bewer-
berinnen und Bewerber mit einschlägiger Berufsausbildung, einem mindestens einjährigen einschlägi-
gen Betriebspraktikum oder einer einjährigen einschlägigen Berufstätigkeit werden bevorzugt berück-
sichtigt (entsprechende Nachweise sind beizufügen). 
 
Eine Informationsveranstaltung über die Sondermaßnahme findet am Montag, 9. April 2018 um 18 Uhr 
an der Staatlichen Fachober- und Berufsoberschule Technik München, Orleansstraße 44 (Ostbahn-
hof), 81667 München statt. Reisekosten, die durch die Teilnahme an der Informationsveranstaltung 
entstehen, können nicht erstattet werden. 
 
Weitere Informationen über die Sondermaßnahme finden sich zu gegebener Zeit auf der Homepage 
des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst unter: 
http://www.km.bayern.de/lehrer/lehrerausbildung/berufliche-schulen/quereinstieg.html  
 
Die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber erfolgt nach den in der Diplom- oder Masterprüfung 
erzielten Noten, der Berufserfahrung sowie dem Ergebnis eines Bewerbungsgesprächs beim Staatli-
chen Studienseminar für das Lehramt an beruflichen Schulen. 
 
Aus dem Ableisten des Vorbereitungsdienstes und dem Bestehen der Zweiten Staatsprüfung kann 
kein Anspruch auf Verwendung im öffentlichen Schuldienst abgeleitet werden. Jedoch bestehen aus 
derzeitiger Sicht sehr gute Anstellungschancen an staatlichen oder kommunalen beruflichen Schulen. 
 
Die für die Sondermaßnahme ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber werden über weitere De-
tails rechtzeitig informiert. 
 
Herbert  P ü l s 
Ministerialdirektor 
 
(StAnz Nr. 9/2018, 
KWMBeibl. 2018 S. 54) 
  

http://www.km.bayern.de/lehrer/lehrerausbildung/berufliche-schulen/quereinstieg.html
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Sondermaßnahme zur Sicherung des Lehrernachwuchses an beruflichen Schulen zum Schul-
jahr 2018/2019; Zulassung von Diplomingenieuren (Univ.) oder Masterabsolventen der Fach-
richtungen Elektrotechnik und Maschinenbau zum Vorbereitungsdienst für das Lehramt an 
beruflichen Schulen für September 2018 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst vom 8. Februar 2018, Az. VI.2-BS9008-7a.6 682 
 
Aufgrund des anhaltenden Bedarfs an Bewerbern für das Lehramt an beruflichen Schulen in den 
Fachrichtungen Elektro- und Informationstechnik sowie Metalltechnik werden in Erweiterung der mit 
Bekanntmachung vom 2. Oktober 2017, Az.: VI.2-BS9008-7a.103 115 (KWMBeibl. 11/2017*; 
StAnz Nr. 42/2017) ausgewiesenen Maßnahme zusätzlich bis zu 15 Diplomingenieure (Univ.) oder 
Masterabsolventen (Hochschule oder Universität) der Fachrichtungen Elektrotechnik oder Maschinen-
bau zu dem am 11. September 2018 beginnenden Vorbereitungsdienst zugelassen. Bevorzugt wer-
den Bewerberinnen und Bewerber, welche die Diplom- oder Masterprüfung nach 2012 abgelegt und 
mit der Note gut oder besser bestanden haben. Die Beschränkung der Sondermaßnahme auf Nord-
bayern entfällt; die Maßnahme wird auf Südbayern erweitert. 
 
Die Bewerbungen für die Sondermaßnahme sind bis spätestens Freitag, 13. April 2018 an das Bayeri-
sche Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst, Ref. VI.2, 80327 München zu 
richten. 
 
Dem formlosen Bewerbungsschreiben sind eine amtlich beglaubigte Ablichtung des Diplomzeugnisses 
bzw. Masterzeugnisses mit Bachelorzeugnis sowie ein tabellarischer Lebenslauf beizulegen. Bewer-
berinnen und Bewerber mit einschlägiger Berufsausbildung, einem mindestens einjährigen einschlägi-
gen Betriebspraktikum oder einer einjährigen einschlägigen Berufstätigkeit werden bevorzugt berück-
sichtigt (entsprechende Nachweise sind beizufügen). 
 
Eine Informationsveranstaltung über die Sondermaßnahme findet am Montag, 9. April 2018 um 18 Uhr 
an der Staatlichen Fachober- und Berufsoberschule Technik München, Orleansstraße 44 (Ostbahn-
hof), 81667 München statt. Reisekosten, die durch die Teilnahme an der Informationsveranstaltung 
entstehen, können nicht erstattet werden. 
 
Weitere Informationen über die Sondermaßnahme finden sich zu gegebener Zeit auf der Homepage 
des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst unter: 
http://www.km.bayern.de/lehrer/lehrerausbildung/berufliche-schulen/quereinstieg.html  
 
Die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber erfolgt nach den in der Diplom- oder Masterprüfung 
erzielten Noten, der Berufserfahrung sowie dem Ergebnis eines Bewerbungsgesprächs beim Staatli-
chen Studienseminar für das Lehramt an beruflichen Schulen. 
 
Aus dem Ableisten des Vorbereitungsdienstes und dem Bestehen der Zweiten Staatsprüfung kann 
kein Anspruch auf Verwendung im öffentlichen Schuldienst abgeleitet werden. Jedoch bestehen aus 
derzeitiger Sicht sehr gute Anstellungschancen an staatlichen oder kommunalen beruflichen Schulen. 
 
Die für die Sondermaßnahme ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber werden über weitere De-
tails rechtzeitig informiert. 
 
Herbert  P ü l s 
Ministerialdirektor 
 
(StAnz Nr. 9/2018, 
KWMBeibl. 2018 S. 55) 
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2230.1.1.1.2.4-K 
 
Gebundene Ganztagsangebote an Schulen 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst vom 31. Januar 2018, Az. IV.8-BO4207.1-6a.1 868 
 
1
Für eine ganztägige schulische Bildung, Förderung und Betreuung der Schülerinnen und Schüler 

können gemäß Art. 6 Abs. 4 Satz 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichts-
wesen (BayEUG) gebundene Ganztagsangebote an Schulen in Form von eigenen Ganztagsklassen 
mit rhythmisierter Tages- und Unterrichtsgestaltung eingerichtet werden. 

2
Die Einrichtung und die 

Ausstattung zur Deckung des zusätzlichen Personalaufwandes erfolgen auf Antrag des jeweiligen 
Schulaufwandsträgers durch den Freistaat Bayern im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel und 
nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen. 
 
3
Die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) und 

der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) bleiben unberührt. 

4
Die Planungen zur Einrichtung gebundener Ganztagsangebote an öf-

fentlichen Schulen erfolgen im Benehmen mit den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe. 
5
Die Schulen 

arbeiten bei der Einrichtung von Ganztagsangeboten mit den zuständigen Trägern der Jugendhilfe 
und der Eingliederungshilfe zusammen (Art. 31 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 BayEUG). 
 
6
An staatlichen Schulen ist der Freistaat Bayern Träger der gebundenen Ganztagsangebote als einer 

besonderen Angebots- und Organisationsform des schulischen Unterrichts unter Einbeziehung außer-
unterrichtlicher Angebote in schulischer Verantwortung. 
 
7
An kommunalen Schulen und Schulen in freier Trägerschaft gewährt der Freistaat Bayern zur De-

ckung des zusätzlichen Personalaufwandes für gebundene Ganztagsangebote im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel Zuwendungen nach Maßgabe dieser Bekanntmachung und der allgemeinen 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der Art. 23 und Art. 44 der Bayerischen Haus-
haltsordnung (BayHO) und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften, oder ordnet diesen Schulen 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen staatliche Lehrkräfte zu. 

8
Träger dieser gebundenen 

Ganztagsangebote ist der jeweilige kommunale oder freie Schulträger. 
 
9
Das Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst (Staatsministerium) erlässt zu 

den gebundenen Ganztagsangeboten im Einzelnen folgende Bestimmungen: 
 
1. Begriffsbestimmung und Geltungsbereich 
 
1.1 Ein gebundenes Ganztagsangebot im Sinne dieser Bekanntmachung setzt Folgendes voraus: 

 
– Bereitstellung eines ganztägigen Bildungs- und Betreuungsangebots mit einem durchge-

hend strukturierten Aufenthalt an der Schule bis grundsätzlich 16.00 Uhr an mindestens 
vier Wochentagen jeder vollen Unterrichtswoche, das für die Schülerinnen und Schüler an 
allen vier Wochentagen verpflichtend ist 

 
– konzeptioneller Zusammenhang zwischen den vormittäglichen und nachmittäglichen Aktivi-

täten der Schülerinnen und Schüler 
 
– Erteilung des Unterrichts in einer eigenen Ganztagsklasse in rhythmisierter Form 
 
– Organisation und Durchführung des Bildungs- und Betreuungsangebots unter der Aufsicht 

und Verantwortung der Schulleitung (Art. 57 Abs. 2 BayEUG) 
 

1.2 Kinderhorte und sonstige Kindertageseinrichtungen im Sinne des Bayerischen Kinderbildungs- 
und -betreuungsgesetzes (BayKiBiG) sind keine gebundenen Ganztagsangebote im Sinne 
dieser Bekanntmachung. 
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1.3 
1
Ein gebundenes Ganztagsangebot im Sinne dieser Bekanntmachung kann gemäß Art. 6 

Abs. 4 BayEUG an 
 

– Grundschulen, 

– Mittelschulen, 

– Realschulen, 

– Gymnasien, 

– Wirtschaftsschulen sowie 

– den entsprechenden Förderschulen 
 
in den Jahrgangsstufen 1 bis 10, den Abschlussklassen der zweistufigen Wirtschaftsschule 
oder den Vorbereitungsklassen der Mittelschule eingerichtet werden. 
 
2
Um dem Unterstützungsbedarf von Schülerinnen und Schülern mit (drohender) Behinderung 

Rechnung zu tragen, können gebundene Ganztagsangebote mit Leistungen der Jugend- bzw. 
Eingliederungshilfe nach SGB VIII oder der Eingliederungshilfe nach SGB XII ergänzt bzw. zu 
einem gemeinsamen Bildungs- und Betreuungsangebot verbunden werden. 

3
Angebote der 

Heilpädagogischen Tagesstätten sollen nicht durch gebundene Ganztagsangebote ersetzt 
werden. 
 

2. Gebundene Ganztagsangebote an staatlichen Schulen 
 
2.1 Genehmigungsvoraussetzungen 
 
2.1.1  

1
Gebundene Ganztagsangebote werden auf Antrag des Schulaufwandsträgers grundsätzlich 

jeweils in Form eines Ganztagsklassenzuges (gebundener Ganztagszug) für alle Jahrgangs-
stufen gemäß Nr. 2.2.1 oder für bestimmte Jahrgangsstufen der Schule gemäß Nr. 2.1.3 ge-
nehmigt. 

2
Ein Rechtsanspruch auf Genehmigung besteht nicht. 

3
Die Genehmigung erfolgt im 

Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 
2.1.2 Voraussetzung für die Genehmigung gebundener Ganztagszüge und für die Einrichtung ge-

bundener Ganztagsklassen ist, dass das gebundene Ganztagsangebot jeweils die Vorgaben 
der Nr. 1 sowie folgende Voraussetzungen erfüllt: 

 
2.1.2.1 

1
Das gebundene Ganztagsangebot gewährleistet ein Bildungs- und Betreuungsangebot an 

mindestens vier Wochentagen jeder vollen Unterrichtswoche mit einer Unterrichts- und Be-
treuungszeit von grundsätzlich 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr (Kernzeit). 

2
Im begründeten Einzelfall 

(z. B. aus Gründen der Schülerbeförderung) kann die tägliche Unterrichts- und Betreuungs-
zeit, in Abstimmung zwischen Schulleitung, Elternbeirat bzw. Schulforum und Schulaufwands-
träger bzw. Aufgabenträger der Schülerbeförderung, bereits ab 15.30 Uhr enden. 

3
An Schul-

standorten mit einem Unterrichtsbeginn vor bzw. nach 8.00 Uhr liegt das regelmäßige Ende 
des gebundenen Ganztagsangebots unter Berücksichtigung der täglichen Bildungs- und Be-
treuungszeit von mindestens 7,5 Zeitstunden dann entsprechend vor bzw. nach 16.00 Uhr. 

 
2.1.2.2 

1
Das gebundene Ganztagsangebot beinhaltet eine tägliche Mittagsverpflegung. 

2
Für die Or-

ganisation der Mittagsverpflegung – insbesondere hinsichtlich der Bereitstellung der Speisen 
und Getränke, des Mensa- bzw. Cateringbetriebs sowie der Abrechnung – müssen entspre-
chende Absprachen zwischen Schule, Schulaufwandsträger und ggf. Kooperationspartner vor 
Ort getroffen werden. 

 
2.1.2.3 

1
Das gebundene Ganztagsangebot findet in der Verantwortung und unter der Aufsicht der 

Schulleitung statt. 
2
Inhalt und Durchführung des gebundenen Ganztagsangebots als einer be-

sonderen Angebots- und Organisationsform des schulischen Unterrichts entsprechen den je-
weils einschlägigen allgemeinen schulrechtlichen Bestimmungen. 
 
3
Der Bildungs- und Erziehungsauftrag gemäß Art. 1 BayEUG ist auch im Rahmen des gebun-

denen Ganztagsangebots zu verwirklichen. 
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2.1.2.4 
1
Dem gebundenen Ganztagsangebot liegt ein von der Schulleitung im Benehmen mit Eltern-

beirat bzw. Schulforum sowie unter Beteiligung eines etwaigen Kooperationspartners gemäß 
Nr. 2.4.2 erarbeitetes pädagogisches Konzept für die Bildungs- und Betreuungsangebote zu-
grunde. 

2
Das pädagogische Konzept muss dabei insbesondere folgende Inhalte und Gestal-

tungselemente berücksichtigen: 
 
– Angebote und Maßnahmen zur individuellen schulischen Förderung 
 
– Intensivierungs-, Lern-, Übungs-, Differenzierungs- und Vertiefungseinheiten als Alternative 

zu schriftlichen Hausaufgaben 
 
– Angebote und Maßnahmen zur Vermittlung und Verbesserung sozialer und personaler 

Kompetenzen 
 
– Förderung individueller Begabungen und Erziehung zu einer sinnvollen Freizeitgestaltung. 
 
3
Im Rahmen der individuellen Förderung soll bedarfsgerecht ein besonderer Schwerpunkt auf 

einer nachhaltigen Sprachförderung der Schülerinnen und Schüler liegen. 
4
Daneben soll das 

pädagogische Konzept zusätzliche Schwerpunkte entsprechend dem jeweiligen Schulprofil 
sowie den besonderen Möglichkeiten oder Bedürfnissen an der jeweiligen Schule und in der 
jeweiligen Schulart enthalten (z. B. Sport, musische, ästhetische und künstlerische Bildung, 
Inklusion, Berufsorientierung, Gesundheitserziehung).

5
Im pädagogischen Konzept sind dar-

über hinaus Angaben zu Inhalt und Umfang der Zusammenarbeit mit externem Personal bzw. 
mit externen Kooperationspartnern gemäß Nr. 2.4.2 zu machen. 

 
2.1.2.5 

1
Dem gebundenen Ganztagsangebot liegt als Organisationsprinzip eine rhythmisierte Tages- 

und Unterrichtsgestaltung zugrunde, die sich im pädagogischen Konzept und den jeweiligen 
Stundenplänen der gebundenen Ganztagsklassen niederschlagen muss. 

2
Rhythmisierung 

setzt dabei voraus, dass im Rahmen der organisatorischen und räumlichen Möglichkeiten an 
der Schule ein zeitlich ausgewogener Wechsel zwischen Phasen der Anstrengung und der 
Erholung, der Bewegung und der Ruhe, der kognitiven und der praktischen Leistungen sowie 
zwischen unterschiedlichen Lehr- und Lernformen und Methoden stattfindet. 

3
Hierzu sind die 

Durchführung von Unterricht gemäß Stundentafel sowie eine Verwendung der zusätzlichen 
Lehrerwochenstunden auch am Nachmittag vorzusehen. 
 
4
Die Basisstandards gemäß dem Qualitätsrahmen für gebundene Ganztagsschulen (vgl. Be-

kanntmachung zur Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung an offenen und gebundenen 
Ganztagsschulen in der jeweils geltenden Fassung) sind einzuhalten. 
 

2.1.2.6 
1
Für das gebundene Ganztagsangebot wird in der jeweiligen Jahrgangsstufe die erforderliche 

Mindestzahl von teilnehmenden Schülerinnen und Schülern zur Bildung einer gebundenen 
Ganztagsklasse erreicht. 

2
Maßgebend hierfür sind die für die jeweilige Schulart geltenden all-

gemeinen Bestimmungen für die Klassenbildung. 
3
An Grund- und Förderschulen können ge-

bundene Ganztagsklassen unter den hierfür allgemein geltenden Voraussetzungen auch in 
Form von jahrgangsgemischten Klassen eingerichtet werden. 

4
Soweit die Personalausstattung 

von Schulen mit Lehrerstunden bezogen auf die jeweilige Klassenzahl erfolgt, darf die Einrich-
tung von Ganztagsklassen zu keiner höheren Zahl an Klassen in der betreffenden Jahrgangs-
stufe führen, als sich bei der Klassenbildung nach der Schülerzahl in der Jahrgangsstufe ge-
mäß den jeweils geltenden Bestimmungen für die Klassenbildung ohne die Ganztagsklasse 
ergeben würde. 

5
Bei Mittelschulverbünden (ggf. auch Grundschulverbünden) obliegt die Klas-

senbildung der Verbundkoordinatorin oder dem Verbundkoordinator nach den allgemeinen 
Regeln und erfolgt im Rahmen des zugewiesenen Budgets an Lehrerwochenstunden. 

 
2.1.2.7 Der Schulaufwandsträger verpflichtet sich zur Übernahme des durch die Einrichtung und den 

Betrieb des gebundenen Ganztagsangebots anfallenden zusätzlichen Sachaufwandes und zur 
Mitfinanzierung des Personalaufwandes gemäß Nr. 2.3.3. 

 
2.1.2.8 

1
Die Schülerbeförderung für die am gebundenen Ganztagsangebot teilnehmenden Schülerin-

nen und Schüler ist für die Kernzeiten im Sinne von Nr. 2.1.2.1 nach den Vorschriften der 
Schülerbeförderungsverordnung (SchBefV) durch den Schulaufwandsträger bzw. Aufgaben-
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träger der Schülerbeförderung sicherzustellen. 
2
Für die Teilnahme an Zusatzangeboten au-

ßerhalb der Kernzeiten besteht keine Beförderungspflicht. 
 
2.1.2.9 

1
Die Wahlfreiheit der Schülerinnen und Schüler bzw. der Erziehungsberechtigten zwischen 

dem Besuch eines gebundenen Ganztagsangebots und der Halbtagsschule muss nach Maß-
gabe der nachfolgenden Regelungen in jeder Jahrgangsstufe gewährleistet sein. 

2
Dies ist der 

Fall, wenn an der eigenen Schule oder an einer anderen Schule der gleichen Schulart in zu-
mutbarer Entfernung (bei Grund- und Mittelschulen innerhalb des Schulsprengels) ein Halb-
tagsangebot zur Verfügung steht. 

3
Bei der Beantragung gebundener Ganztagsangebote ist 

grundsätzlich eine Schülerprognose vorzulegen. 
4
Gebundene Ganztagsangebote können 

auch unter einer der folgenden Voraussetzungen eingerichtet werden: 
 
– An einzügigen Grundschulen und an Förderschulen können zur Gewährleistung der Wahl-

freiheit Parallelklassen durch die Bildung von jahrgangsgemischten Klassen eingerichtet 
werden. 

 
– Bei einer Zusammenarbeit mehrerer Grund- bzw. Mittelschulen in einem Schulverbund 

können gemäß Art. 32 Abs. 5 BayEUG bzw. Art. 32 a Abs. 3 BayEUG die Bildungsangebo-
te innerhalb des Verbundes durch das pädagogisch-fachliche Kooperationskonzept der 
Schulen und den Kooperationsvertrag der beteiligten Schulaufwandsträger dergestalt or-
ganisiert werden, dass gebundene Ganztagsangebote an einer Schule eingerichtet wer-
den, während diejenigen Schülerinnen und Schüler, die kein ganztägiges Angebot in An-
spruch nehmen möchten, eine andere Schule innerhalb des Verbundes besuchen können. 

 
– Die Einrichtung gebundener Ganztagsangebote für Mittlere-Reife-Klassen nach Nr. 2.1.3 

Buchst. b kann auch an Mittelschulen erfolgen, die keinem Schulverbund angehören, bzw. 
wenn innerhalb eines Schulverbundes nicht mehrere parallele Mittlere-Reife-Züge beste-
hen, sofern diejenigen Schülerinnen und Schüler in Mittlere-Reife-Klassen, die kein ganz-
tägiges Angebot in Anspruch nehmen möchten, gemäß Art. 43 Abs. 2 BayEUG durch das 
Staatliche Schulamt einer anderen Schule mit Mittleren-Reife-Klassen zugewiesen werden 
können. 

 
– Mittelschulen, die nicht im Rahmen eines Schulverbundes gemäß Art. 32a Abs. 3 BayEUG 

zusammenarbeiten, können gebundene Ganztagsangebote in Kooperation mit benachbar-
ten Mittelschulen einrichten, wenn die zuständigen Schulaufwandsträger hierzu eine Ko-
operationsvereinbarung über Organisation, Betrieb und Kostenübernahme für das gebun-
dene Ganztagsangebot einschließlich der Organisation und Finanzierung der notwendigen 
Schülerbeförderung schließen. Die Gewährleistung der Wahlfreiheit zwischen Ganztags- 
und Halbtagsschule erfolgt durch Zuweisung der Schülerinnen und Schüler gemäß Art. 43 
Abs. 2 BayEUG. 

 
5
Daneben kann gemäß den Art. 32 Abs. 4 Satz 2 und Art. 32a Abs. 6 Satz 2 BayEUG, soweit 

in einer Gemeinde mit zwei oder mehr Grund- bzw. Mittelschulen eine dieser Schulen gebun-
dene Ganztagsklassen führt, für diese Schule auf Antrag des Schulaufwandsträgers ein ge-
sonderter Sprengel für einen Teil des Gemeindegebietes oder für das ganze Gemeindegebiet 
festgelegt werden (Ganztagssprengel). 

6
An dieser Schule können bei Vollausbau des Ganz-

tagsangebots ggf. auch ausschließlich gebundene Ganztagsklassen bestehen. 
7
Es sind je-

weils entsprechende Sprengeländerungen hinsichtlich des Halbtagssprengels vorzunehmen, 
damit die Wahlfreiheit der Schülerinnen und Schüler zwischen Halbtags- und Ganztagsschule 
gemäß Art. 6 Abs. 4 BayEUG gewährleistet werden kann. 
 
8
Auch innerhalb eines Schulverbundes gemäß Art. 32 Abs. 5 BayEUG bzw. Art. 32a Abs. 3 

BayEUG können durch das pädagogisch-fachliche Kooperationskonzept der Schulen und den 
Kooperationsvertrag der beteiligten Schulaufwandsträger Schulen festgelegt werden, an de-
nen ausschließlich gebundene Ganztagsklassen bestehen. 

9
Die Schülerinnen und Schüler, 

die kein ganztägiges Angebot in Anspruch nehmen möchten, besuchen in diesem Fall eine 
andere Grund- bzw. Mittelschule innerhalb des Schulverbundes mit Halbtagsunterricht. 

 
2.1.3 Gebundene Ganztagsangebote können durch den Schulaufwandsträger beantragt und nach 

Maßgabe von Nr. 2.1.1 und Nr. 2.1.2 genehmigt werden an 
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a) Grundschulen für die Jahrgangsstufen 1 bis 4 oder nur für die Jahrgangsstufen 1 und 2 
bzw. nur für die Jahrgangsstufen 3 und 4 oder gemäß Nr. 2.1.2.6 in jahrgangsgemischter 
Form oder ergänzend in einzelnen Jahrgangsstufen, 

 
b) Mittelschulen im Regelfall für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder mit gesondertem Antrag für 

die Jahrgangsstufen 7 bis 10 bei Mittlere-Reife-Klassen bzw. Vorbereitungsklassen oder 
bei Bedarf für eine geringere Zahl an Jahrgangsstufen bzw. ergänzend in einzelnen Jahr-
gangsstufen, 

 
c) Förderschulen 
 

– in der Grundschulstufe für die Jahrgangsstufen 1 bis 4 (ggf. inkl. Jahrgangsstufe 1A) 
oder nur für die Jahrgangsstufen 1 bis 2 bzw. nur für die Jahrgangsstufen 3 und 4, 

 
– in der Mittelschulstufe für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder mit gesondertem Antrag für 

die Jahrgangsstufen 7 bis 10 bei Mittlere-Reife-Klassen oder bei Bedarf für eine gerin-
gere Zahl von Jahrgangsstufen oder 

 
– gemäß Nr. 2.1.2.6 in jahrgangsgemischter Form sowie 
 
– ergänzend in einzelnen Jahrgangsstufen, 

 
d) Realschulen und an Realschulen zur sonderpädagogischen Förderung für die Jahrgangs-

stufen 5 bis 10 oder bei Bedarf für eine geringere Zahl an Jahrgangsstufen oder ergänzend 
in einzelnen Jahrgangsstufen, 

 
e) Gymnasien für die Jahrgangsstufen 5 bis 10 oder bei Bedarf für eine geringere Zahl an 

Jahrgangsstufen oder ergänzend in einzelnen Jahrgangsstufen, 
 
f) Wirtschaftsschulen und an Wirtschaftsschulen zur sonderpädagogischen Förderung in der 

Jahrgangsstufe 7 bis 10 bzw. in Abschlussklassen der zweistufigen Wirtschaftsschule oder 
bei Bedarf für eine geringere Zahl an Jahrgangsstufen oder ergänzend in einzelnen Jahr-
gangsstufen. 

 
2.2 Aufbau von gebundenen Ganztagszügen 
 
2.2.1 

1
Bei Genehmigung eines gebundenen Ganztagszuges kann in dem Schuljahr, auf das sich die 

Genehmigung bezieht, der Aufbau des Ganztagszuges mit der Einrichtung einer gebundenen 
Ganztagsklasse beginnen. 

2
In jedem weiteren Schuljahr kann ohne erneute Antragstellung ei-

ne zusätzliche gebundene Ganztagsklasse eingerichtet werden, bis der Ausbau des gebun-
denen Ganztagszuges mit Ganztagsklassen im beantragten und bewilligten Umfang erreicht 
ist. 

3
Im Einzelfall kann die jeweilige Regierung nach Abstimmung mit dem Staatsministerium 

genehmigen, dass eine oder mehrere gebundene Ganztagsklassen in einer oder mehreren 
Jahrgangsstufen gleichzeitig neu eingerichtet werden (beschleunigter Ausbau). 

 
2.2.2 

1
Können nach erfolgreicher Einrichtung im Jahr der Beantragung und Genehmigung in einem 

oder mehreren der folgenden Schuljahre aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen in ein-
zelnen oder in allen Jahrgangsstufen keine gebundenen Ganztagsklassen eingerichtet wer-
den, gilt die erteilte Genehmigung des Ganztagszuges bis auf Widerruf unverändert fort, so 
dass in den folgenden Schuljahren davon weiterhin Gebrauch gemacht werden kann. 

2
Eine 

Förderung erfolgt für das entsprechende Schuljahr nicht. 
3
Bei Wiederaufnahme des Ganz-

tagsschulbetriebs ist auf Verlangen der Schulaufsicht erneut ein pädagogisches Konzept vor-
zulegen. 

4
Wird im Jahr der Beantragung keine gebundene Ganztagsklasse eingerichtet, gilt 

die erteilte Genehmigung für die darauffolgenden Schuljahre nicht fort. 
 
2.2.3 

1
Die Entscheidung, in welcher Jahrgangsstufe mit dem Aufbau des gebundenen Ganztagszu-

ges begonnen wird, wird einvernehmlich von Schulleitung und Schulaufwandsträger getroffen. 
2
Sie muss sich aus dem Antrag ergeben. 

3
Die Bestimmungen des jeweiligen Antragsverfah-

rens gemäß Nr. 2.10 können insoweit Einschränkungen vorsehen. 
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2.3 Personalausstattung und Finanzierung 
 
2.3.1 

1
Für nach Nr. 2.1 genehmigte und eingerichtete gebundene Ganztagsangebote werden staat-

lichen Schulen im Rahmen der Personalausstattung durch das Staatsministerium bzw. durch 
die Regierungen und Staatlichen Schulämter zur Abdeckung des zusätzlichen Personalauf-
wandes für gebundene Ganztagsklassen zusätzliche Lehrerwochenstunden zugewiesen. 

2
Die 

Zuweisung beträgt je gebundener Ganztagsklasse an Grundschulen, Mittelschulen und För-
derschulen zwölf zusätzliche Lehrerwochenstunden und je gebundener Ganztagsklasse an 
Realschulen, Gymnasien und Wirtschaftsschulen acht zusätzliche Lehrerwochenstunden. 
 
3
Die zusätzlichen Lehrerwochenstunden sind ausschließlich für den Bedarf der gebundenen 

Ganztagsklassen und bevorzugt klassenbezogen sowie zur Umsetzung eines rhythmisierten 
Unterrichtstages und somit auch am Nachmittag einzusetzen. 

4
Sie werden grundsätzlich für 

unterrichtliche, unterrichtsnahe oder pädagogisch geleitete Bildungs- und Fördermaßnahmen 
(Angebote zur individuellen schulischen Förderung, Intensivierungs-, Übungs-, Differenzie-
rungs- und Vertiefungsstunden) eingesetzt. 

5
Bei solchen Angeboten entspricht eine Lehrerwo-

chenstunde einem Einsatz der Lehrkraft im Umfang von 45 Minuten. 
 
6
Soweit die jeweilige Schule in ihrem individuellen pädagogischen Konzept den Einsatz von 

Lehrerwochenstunden vorsieht, die keine bzw. nur eine geringe Vor- bzw. Nachbereitungszeit 
erfordern, soll sie dafür eine abweichende Verrechnung dergestalt vorsehen, dass ein Einsatz 
im Umfang von bis zu 90 Minuten einer Stunde der Unterrichtspflichtzeit der Lehrkraft ent-
spricht. 
 

2.3.2 
1
Für nach Nr. 2.1 genehmigte und eingerichtete gebundene Ganztagsangebote wird vom 

Freistaat Bayern neben den zusätzlichen Lehrerwochenstunden ein Budget für gebundene 
Ganztagsklassen zur Verfügung gestellt. 

2
Dieses Budget wird ausschließlich zur Finanzierung 

der Beschäftigung pädagogischer Kräfte gewährt, die Bildungs- und Betreuungsangebote im 
Rahmen der gebundenen Ganztagsangebote gemäß Nr. 2.1 durchführen. 

3
Es darf nicht für 

andere Personalkosten oder Sachaufwendungen verwendet werden. 
4
Die Bildungs- und Be-

treuungsangebote müssen sich zumindest theoretisch für alle bzw. eine große Zielgruppe der 
teilnehmenden Schülerinnen und Schüler eignen. 
 
5
Das Budget beträgt 6.700 Euro je gebundener Ganztagsklasse und Schuljahr und steht für 

den Abschluss von Kooperations- und Einzelverträgen mit externem Personal bzw. mit exter-
nen Kooperationspartnern gemäß Nr. 2.4 zur Verfügung. 

6
Gebundene Ganztagsklassen an 

Grund- und Förderschulen erhalten pro gebundener Ganztagsklasse und Schuljahr in Jahr-
gangsstufe 1 11.600 Euro und in Jahrgangsstufe 2 10.000 Euro. 

7
Die Bewirtschaftung der Mit-

tel obliegt der zuständigen Regierung, die Regelungen zur Budgetverwendung treffen kann. 
 

2.3.3  
1
Voraussetzung für die Personalausstattung der gebundenen Ganztagsklassen durch zusätz-

liche Lehrerwochenstunden sowie für die Bereitstellung des Budgets gemäß Nr. 2.3.2 ist, dass 
der Schulaufwandsträger pro Schuljahr eine Pauschale zur Mitfinanzierung der Personalkos-
ten in Höhe von 5.500 Euro je gebundener Ganztagsklasse an den Freistaat Bayern leistet. 
2
Die zuständige Regierung überwacht die Zahlung der Pauschale. 

3
Die Zahlung der Pauscha-

le kann nicht durch anrechenbare Sach- oder Personalleistungen des Schulaufwandsträgers 
ersetzt oder abgegolten werden. 

 
2.3.4 

1
Ist der Schulaufwandsträger selbst Kooperationspartner gemäß Nr. 2.4.2, wird seine Ver-

pflichtung zur Mitfinanzierung gemäß Nr. 2.3.3 regelmäßig in der Weise berücksichtigt, dass 
die Pauschale zur Mitfinanzierung der Personalkosten in Höhe von 5.500 Euro je gebundener 
Ganztagsklasse und Schuljahr bereits bei der Bereitstellung des Budgets gemäß Nr. 2.3.2 in 
Abzug gebracht wird. 

2
Das Budget bzw. die Personalleistungen müssen der Schule dennoch 

in dem in Nr. 2.3.2 genannten Umfang zur Verfügung stehen. 
 
2.3.5 

1
Unberührt bleibt die Möglichkeit, dass der Schulaufwandsträger im Rahmen seiner Zustän-

digkeit gemäß § 24 Abs. 4 SGB VIII oder der Kooperationspartner gemäß Nr. 2.4.2 über das 
staatliche gebundene Ganztagsangebot zeitlich hinausgehende Förder- und Betreuungsange-
bote vorsehen. 

2
Diese Zusatzangebote finden grundsätzlich nicht in staatlicher Trägerschaft 
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und damit außerhalb der schulischen und staatlichen Verantwortung statt, sofern nicht eine 
entsprechende Vereinbarung gemäß Nr. 2.3.6 getroffen wird. 

 
2.3.6 

1
An Unterrichtstagen können durch den Kooperationspartner Zusatzangebote außerhalb der 

Kernzeit gemäß Nr. 2.1.2.1 (z. B. Betreuungszeiten nach 16.00 Uhr oder an einem weiteren 
Wochentag) sowie sonstige besondere Angebote während der Kernzeit eingerichtet werden. 
 
2
Diese können dann als schulische Veranstaltung durch- bzw. fortgeführt werden, wenn die 

Schulleitung dem Angebot zustimmt und das hierfür eingesetzte Personal den Anforderungen 
gemäß Nr. 2.4.1 entspricht. 

3
Zudem muss der Schulleitung für diese Angebote ein Weisungs-

recht gegenüber dem durchführenden Kooperationspartner eingeräumt werden. 
 
4
Ein entsprechender Hinweis auf die beabsichtigte Durchführung dieser Zusatzangebote ist 

auch in die Unterlagen zum Kooperationsvertrag aufzunehmen. 
5
Zusatzangebote werden 

grundsätzlich in einem gesonderten Vertrag geregelt, bei dem der Freistaat Bayern nicht Ver-
tragspartei ist. 
 
6
Eine Durchführung von Zusatzangeboten außerhalb der Kernzeit gem. Nr. 2.1.2.1 setzt vo-

raus, dass das Personal grundsätzlich auch während der Kernzeit eingesetzt ist. 
7
Die Finan-

zierungsverantwortung für diese Zusatzangebote liegt grundsätzlich beim Kooperations-
partner. 

8
Das gemäß Nr. 2.3.2 zur Verfügung gestellte Budget kann für Zusatzangebote nur 

dann verwendet werden, wenn bereits zu den Kernzeiten das Personal im erforderlichen Zeit-
umfang im Rahmen der Bildungs- und Betreuungsangebote eingesetzt wird. 

9
Schulleitung, 

Schulaufwandsträger und ggf. Kooperationspartner haben die Angebote aufeinander abzu-
stimmen. 

10
Zur Finanzierung von Zusatzangeboten können Elternbeiträge erhoben werden. 

11
Über die Gewährung eines kommunalen Zuschusses entscheidet die jeweilige kommunale 

Körperschaft vor Ort. 
 

2.4 Externes Personal in gebundenen Ganztagsangeboten 
 
2.4.1 

1
Das in gebundenen Ganztagsangeboten eingesetzte externe Personal muss die Gewähr für 

einen angemessenen Umgang mit den Schülerinnen und Schülern bieten und über die per-
sönliche Eignung sowie die für das jeweilige Bildungs- und Betreuungsangebot erforderliche 
Fachkompetenz verfügen. 

2
Die Schulleitung legt unter Beachtung der Richtlinie zur Sicherheit 

im Unterricht und der für Unterricht und Schulbetrieb geltenden Rechtsvorschriften die Anfor-
derungen an die erforderliche Fachkompetenz fest. 

3
Das eingesetzte Personal darf insbeson-

dere nicht rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 
181a, 182 bis 184g, 184i, 201a Abs. 2, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetz-
buchs (StGB) verurteilt worden sein. 

4
Darüber hinaus muss das eingesetzte Personal die Ge-

währ dafür bieten, jederzeit für die freiheitlich-demokratische Grundordnung einzutreten und 
im Rahmen seiner Tätigkeit in den gebundenen Ganztagsangeboten die politische, weltan-
schauliche und religiöse Neutralität zu wahren. 

5
Personen, bei denen ein früheres Dienst- 

oder Arbeitsverhältnis durch den Freistaat Bayern, ein anderes Land der Bundesrepublik 
Deutschland, den Bund oder eine andere Körperschaft des öffentlichen Rechts wegen der 
Verletzung von dienst- oder arbeitsvertraglichen Pflichten beendet wurde, kommen für eine 
Tätigkeit in den gebundenen Ganztagsangeboten nicht in Betracht. 

6
Das eingesetzte Personal 

muss vor Aufnahme der Tätigkeit insbesondere 
 
– eine Erklärung zu früheren Dienst- und Arbeitsverhältnissen im öffentlichen Dienst und zu 

Ermittlungs- und Strafverfahren abgeben, 
 
– ausdrücklich erklären, die in der Belehrung über die Pflicht zur Verfassungstreue genann-

ten Grundsätze der freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgeset-
zes zu bejahen sowie das Verzeichnis extremistischer oder extremistisch beeinflusster Or-
ganisationen zur Kenntnis genommen zu haben, und den Fragenbogen zur Prüfung der 
Verfassungstreue sowie den Fragebogen zu Beziehungen zur Scientology-Organisation 
wahrheitsgemäß beantworten, 

 
– gemäß § 35 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) über die gesundheitlichen Anforderungen 

sowie die Mitwirkungspflichten gemäß § 34 IfSG belehrt werden, 
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– die Kenntnisnahme des Verbots der Annahme von Belohnungen oder Geschenken bestä-
tigen, 

 
– auf die Wahrung des Datengeheimnisses verpflichtet werden, 
 
– eine Verschwiegenheitserklärung abgeben und 
 
– ein aktuelles erweitertes Führungszeugnis gemäß § 30a Abs. 1 des Bundeszentralregis-

tergesetzes (BZRG) vorlegen; bei einer dauerhaften oder wiederholten Tätigkeit muss das 
eingesetzte Personal in regelmäßigen Abständen ein erweitertes Führungszeugnis vorle-
gen. 

 
7
Die sichere Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift ist bei dem eingesetz-

ten Personal vorauszusetzen, sofern nicht ein besonderes sprachliches Schulkonzept (z. B. 
bilinguale Schule) eine Abweichung rechtfertigt. 

8
Die Schulleitung ist dem Kooperationspartner 

gegenüber nach Maßgabe des Kooperationsvertrages weisungsberechtigt. 
9
Die Unterlagen 

zum Abschluss von Kooperations- bzw. Arbeitsverträgen werden den Vertragspartnern durch 
die zuständige Regierung übermittelt. 
 

2.4.2 
1
Die Schulleitung kann im Benehmen mit dem Schulaufwandsträger entscheiden, ob die 

Durchführung von außerunterrichtlichen Bildungs- und Betreuungsangeboten ganz oder teil-
weise durch einen freien gemeinnützigen Träger oder eine Kommune als Kooperationspartner 
erfolgt, und kann ggf. diesen im Benehmen mit dem Schulaufwandsträger auswählen. 

2
Im Fal-

le der Einbindung eines Kooperationspartners wird ein Kooperationsvertrag zwischen dem 
freien Träger bzw. der Kommune und dem Freistaat Bayern, vertreten durch die jeweils zu-
ständige Regierung, geschlossen. 

3
Die erforderlichen Vorabsprachen mit dem Kooperations-

partner bezüglich Anzahl, Qualifizierung und Einsatzzeiten des vorgesehenen Personals er-
folgen durch die Schulleitung. 

4
Ein eigenständiger Vertragsabschluss durch die jeweilige 

Schule ist nicht möglich. 
5
Absprachen zwischen Schule und Kooperationspartner hinsichtlich 

der praktischen Vertragsdurchführung dürfen den Inhalten des Kooperationsvertrags nicht zu-
widerlaufen. 

 
2.4.3 

1
Der Kooperationspartner führt die Bildungs- und Betreuungsangebote überwiegend mit Per-

sonal, das durch ihn beschäftigt wird, gemäß dem jeweiligen pädagogischen Konzept und 
dem im Kooperationsvertrag vereinbarten Leistungsumfang durch. 

2
Im Einzelfall kann der Ko-

operationspartner auch Dritte mit der Durchführung von Betreuungs- und Bildungsangeboten 
beauftragen, insbesondere für besondere pädagogische Bildungsangebote; eine umfassende 
Beauftragung Dritter (Kettenvertrag) ist hingegen grundsätzlich nicht gestattet. 

 
2.4.4 

1
Kommunale Kooperationspartner können Gemeinden, Gemeindeverbände, Verwaltungsge-

meinschaften, kommunale Zweckverbände (Schulverbände) und Landkreise sein, soweit ihre 
Tätigkeit im Rahmen der gebundenen Ganztagsangebote nicht auf Gewinnerzielung gerichtet 
ist. 

2
Freie gemeinnützige Träger sind sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts 

und solche des privaten Rechts (z. B. eingetragener Verein, Stiftung, gemeinnützige GmbH) 
oder sonstige rechtsfähige Organisationen z. B. aus den Bereichen Jugendarbeit, Sport, Kul-
tur und Ehrenamt, deren Tätigkeit nicht auf Gewinnerzielung gerichtet ist. 

3
Eine Ausnahme 

hiervon ist nur in begrenztem zeitlichem Umfang, beispielsweise für die Durchführung von 
Projekten mit besonderer fachlicher Ausrichtung, zulässig. 

4
Hinweise auf mögliche Kooperati-

onspartner können insoweit die zwischen dem Freistaat Bayern und der jeweiligen Organisati-
on geschlossenen Rahmenvereinbarungen und Absichtserklärungen geben. 

 
2.4.5 

1
Die Schulleitung kann im Benehmen mit dem Schulaufwandsträger ergänzend oder alternativ 

den Einsatz von Einzelpersonen für die Bildungs und Betreuungsangebote in den gebundenen 
Ganztagsklassen vorsehen. 

2
Hierzu wird auf Vorschlag der Schulleitung ein Beschäftigungs-, 

oder Dienstverhältnis zwischen der Einzelperson und dem Freistaat Bayern, vertreten durch 
die jeweils zuständige Regierung, begründet, das grundsätzlich vor Aufnahme der Tätigkeit zu 
befristen ist. 

3
Hierfür sind ausschließlich die von der Regierung zur Verfügung gestellten Ver-

träge und Formulare zu verwenden. 
4
Der Abschluss eines Honorarvertrages ist nur im Einzel-

fall bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen möglich. 
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2.5 Anmeldung und Teilnahme der Schülerinnen und Schüler 
 
2.5.1 Die Schülerinnen und Schüler besuchen das Ganztagsangebot stets aufgrund einer freiwilli-

gen Entscheidung ihrer Erziehungsberechtigten. 
 
2.5.2 

1
Die Schülerinnen und Schüler werden von ihren Erziehungsberechtigten vor Beginn des je-

weiligen Schuljahres zur verpflichtenden Teilnahme in einer gebundenen Ganztagsklasse 
grundsätzlich jeweils für ein Schuljahr bei der Schulleitung angemeldet. 

2
Die Anmeldung und 

die Teilnahmeverpflichtung beziehen sich auf die gesamte Dauer der Bildungs- und Betreu-
ungsangebote von mindestens vier Wochentagen je Unterrichtswoche mit Unterrichts- und 
Betreuungszeiten von grundsätzlich 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

3
Die Schulleitung kann im Einver-

nehmen mit Elternbeirat bzw. Schulforum und im Benehmen mit dem Schulaufwandsträger 
aus organisatorischen und/oder pädagogischen Erwägungen über diese Mindestzeit hinaus-
gehende verbindliche Unterrichts- und Betreuungszeiten für die teilnehmenden Schülerinnen 
und Schüler festlegen. 

 
2.5.3 

1
Auf den Besuch einer gebundenen Ganztagsklasse besteht kein Rechtsanspruch. 

2
Die Auf-

nahme von Schülerinnen und Schülern kann insbesondere aufgrund der jeweils einschlägigen 
Bestimmungen zur Schülerhöchstzahl beschränkt werden. 

3
Die Entscheidung über die Auf-

nahme trifft die Schulleitung nach pflichtgemäßem Ermessen insbesondere unter Berücksich-
tigung pädagogischer, familiärer und sozialer Aspekte. 

4
Die für die Aufnahme entscheidungs-

erheblichen Gesichtspunkte und Auswahlkriterien sind den Erziehungsberechtigten zu Beginn 
des Anmeldeverfahrens bekannt zu geben. 

5
Ablehnungsentscheidungen sind gegenüber den 

Erziehungsberechtigten auf Anfrage unter Berücksichtigung des Schutzes personenbezoge-
ner Daten anderer Schülerinnen und Schüler und deren Erziehungsberechtigten zu begrün-
den. 

6
Schülerinnen und Schüler, deren Erziehungsberechtigte trotz wiederholter Aufforderung 

Zahlungsverpflichtungen (Mittagsverpflegung; Zusatzangebote) nicht nachgekommen sind, 
können in den darauffolgenden Schuljahren vom Besuch des gebundenen Ganztagsangebots 
ausgeschlossen werden. 

 
2.5.4 

1
Für die Schülerinnen und Schüler besteht im Umfang der Anmeldung Teilnahmepflicht (vgl. 

Art. 56 Abs. 4 Satz 3 BayEUG). 
2
Es gelten § 20 der Bayerischen Schulordnung (BaySchO) 

sowie etwaige schulartspezifische Regelungen für den Unterricht bzw. für schulische Veran-
staltungen sowie für Erkrankungen, Befreiungen bzw. Abmeldungen von der Schule während 
des Schuljahres. 

3
Eine dauerhafte Abmeldung von der Teilnahme am gebundenen Ganz-

tagsangebot während des Schuljahres kann durch die Schulleitung nur bei Vorliegen wichtiger 
persönlicher Gründe gestattet werden (z. B. aufgrund besonderer pädagogischer, familiärer 
oder gesundheitlicher Gegebenheiten), die bei der Anmeldung zum Ganztagsangebot noch 
nicht absehbar waren. Dabei hat die Schulleitung strenge Maßstäbe anzulegen. 

 
2.5.5 

1
Sofern Schülerinnen und Schüler an einzelnen Tagen nicht an dem Ganztagsangebot teil-

nehmen oder das Ganztagsangebot vor dem regulären Ende verlassen wollen, bedarf es ei-
ner Beurlaubung (vgl. § 20 Abs. 3 Satz 1 BaySchO). 

2
Diese ist zuvor schriftlich durch die Er-

ziehungsberechtigten zu beantragen und kann nur durch die Schulleitung ausgesprochen 
werden, die im eigenen Ermessen und unter Abwägung der vorgebrachten Gründe und der 
schulischen Interessen entscheidet. 

3
Hierbei können insbesondere auch die Teilnahme an 

außerschulischen Bildungsangeboten sowie persönliche, erzieherische, gesundheitliche oder 
familiäre Gründe Berücksichtigung finden. 

 
2.5.6 

1
Ist die Durchführung der Bildungs- und Betreuungsangebote teilweise einem Kooperations-

partner übertragen, hat die Schule diesen rechtzeitig über Erkrankungen, Befreiungen, Beur-
laubungen und Abmeldungen von Schülerinnen und Schülern zu informieren. 

2
Sofern Schüle-

rinnen und Schüler nicht im Ganztagsangebot erscheinen, hat der Kooperationspartner unver-
züglich die Schule zu informieren; verlassen Schülerinnen und Schüler das Ganztagsangebot 
krankheitsbedingt vorzeitig, ist die Schule hierüber spätestens zu Beginn des darauffolgenden 
Schultags zu informieren. 

 
2.5.7 Bei einer verhinderten Teilnahme der Schülerinnen und Schüler an kostenpflichtigen Zusatz-

angeboten bzw. der Mittagsverpflegung liegt die Informationspflicht gegenüber den entspre-
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chenden Leistungserbringern bei den Erziehungsberechtigten, sofern sich nicht Schule oder 
Kooperationspartner zur Übernahme der Informationspflicht bereit erklärt haben. 

 
2.5.8 Wird ein vereinbartes Entgelt, z. B. für die Bereitstellung der Mittagsverpflegung, durch die 

Erziehungsberechtigten nicht erbracht, können die betroffenen Schülerinnen und Schüler in 
letzter Konsequenz im Benehmen mit der Schulleitung auch während des Schuljahres von 
dem Bezug dieser kostenpflichtigen Leistungen ausgeschlossen werden. 

 
2.6 Aufsichtspflicht 
 
2.6.1 

1
Für die Teilnahme an einem gebundenen Ganztagsangebot gelten § 22 BaySchO bzw. die 

schulartspezifischen Schulordnungen zur Aufsicht während des Unterrichts bzw. bei schuli-
schen Veranstaltungen. 

2
Die Gesamtverantwortung für die Erfüllung der Aufsichtspflicht für die 

teilnehmenden Schülerinnen und Schüler trägt die Schulleitung. 
3
Die Aufsichtspflicht umfasst 

auch die unterrichtsfreie Zeit (z. B. Mittagszeit), die Teil des pädagogischen Ganztagskon-
zepts ist (vgl. dazu Nr. 2.8.1). 

 
2.6.2 

1
Eine Übertragung der Aufsichtspflicht auf Lehrkräfte oder volljährige und geeignete externe 

Kräfte im Rahmen des gebundenen Ganztagsangebots ist zulässig. 
2
Die Verantwortung der 

Schulleitung nach Nr. 2.6.1 bleibt dabei unberührt. 
3
Sofern die Schulleitung organisatorische 

Vorkehrungen für eine durchgehende Aufsicht, insbesondere durch Auswahl, Instruktion und 
Kontrolle der Aufsichtspersonen, getroffen hat, ist ihre Anwesenheit oder die Anwesenheit ei-
ner Lehrkraft während der Durchführung des Ganztagsangebots nicht zwingend erforderlich. 
4
Dies gilt grundsätzlich auch bei Angeboten im Rahmen der gebundenen Ganztagsangebote, 

die außerhalb des Schulgeländes stattfinden (z. B. Wanderungen, Ausflüge, Besichtigung au-
ßerschulischer Lernorte), unter Berücksichtigung der besonderen Gegebenheiten im Einzel-
fall. 

5
Abhängig von der Art des Angebots ist ein angemessenes Betreuungsverhältnis zwi-

schen anwesendem aufsichtsführenden Personal und teilnehmenden Schülerinnen und Schü-
lern sicherzustellen. 

6
Auch beim Einsatz externer Kräfte sind die allgemeinen Sicherheitsbe-

stimmungen und die sonstigen für Unterricht und Schulbetrieb geltenden Rechtsvorschriften 
zu beachten. 

 
2.6.3 

1
Bei Bildungs- und Betreuungsangeboten im naturwissenschaftlichen und technischen Bereich 

müssen die für den jeweiligen Unterricht einschlägigen Sicherheitsbestimmungen und Be-
kanntmachungen des Staatsministeriums entsprechend berücksichtigt werden. 

2
In Betracht 

kommen u. a. die Richtlinien für die Familien- und Sexualerziehung in den bayerischen Schu-
len, die Richtlinien für die AIDS-Prävention an den bayerischen Schulen, die Richtlinien zur 
Suchtprävention an den bayerischen Schulen, die Richtlinien für die Umweltbildung an den 
bayerischen Schulen und das Landesprogramm für die gute gesunde Schule, jeweils in der 
geltenden Fassung. 

 
2.6.4 Experimente insbesondere in den naturwissenschaftlichen Bereichen und bei praktischen 

Arbeiten im Unterricht (z. B. Technik, Hauswirtschaft, Kunst etc.) dürfen nur durchgeführt wer-
den, wenn das eingesetzte Personal über die hierfür notwendige Fachkompetenz verfügt und 
sich nachweisbar mit den Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht in der jeweils geltenden Fas-
sung vertraut gemacht hat. 

 
2.6.5 

1
Bei angeleiteten Bildungsangeboten im Bereich Sport ist zu beachten, dass Personen, die 

nicht die Lehrbefähigung für das Fach Sport besitzen, nur eingesetzt werden dürfen, wenn sie 
über eine freiberufliche oder vereinsorientierte Qualifikation im Sport verfügen, mit der sie 
fachlich befähigt sind, Sport zu vermitteln. 

2
Zu den freiberuflichen Qualifikationen im Bereich 

Sport gehören insbesondere die Diplomausbildung Sportwissenschaft, die Ausbildung zum/zur 
Diplom-Sportlehrer/in, die Ausbildung zum/zur Staatlich geprüften Sportlehrer/in im freien Be-
ruf sowie die Ausbildung zum/zur Staatlich geprüften Gymnastiklehrer/in mit Wahlpflichtfach 
Sport und Freizeit. 

3
Personen mit freiberuflichen Qualifikationen dürfen die in der jeweiligen 

Ausbildung enthaltenen Sportarten vermitteln. 
4
Für Inhaber sportartübergreifender Übungs-

leiterlizenzen (Übungsleiter C Breitensport Kinder/Jugendliche bzw. Erwachsene/Ältere) gilt 
dies mit Ausnahme des Schwimmens entsprechend. 

5
Inhaber von Trainerlizenzen eines 

Sportfachverbandes dürfen nur im Bereich der jeweiligen Sportart eingesetzt werden. 
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6
Voraussetzung für den Einsatz als Übungsleiter und Trainer ist die Vollendung des 18. Le-

bensjahres. 
 
2.6.6 

1
Betreuungsangebote, z. B. im Rahmen der Mittagspause, erfordern dann keine sportfachliche 

Qualifikation der Aufsicht führenden Person gem. 2.6.5, wenn die Schülerinnen und Schüler 
frei und selbst organisiert, fachlich nicht angeleitet Sport in folgenden besonders geeigneten 
Sportarten treiben: Basketball, Fußball, Handball, Volleyball, Badminton, Tischtennis, Tennis, 
Kleine Spiele, Jonglieren und Tanz. 

2
Bei anderen als diesen genannten Sportarten, z. B. bei 

besonders gefahrengeneigten Sportarten wie Sportklettern oder Schwimmen, gilt das Qualifi-
kationserfordernis der Aufsicht führenden Person unabhängig davon, ob eine fachliche Anlei-
tung der Schülerinnen und Schüler stattfindet oder nicht. 

 
2.6.7 

1
Die Bekanntmachung zur Sicherheit im Sportunterricht vom 8. April 2003 (KWMBl. I S. 202), 

die Bekanntmachung zur Durchführung von Schwimmunterricht an Schulen vom 1. April 1996 
(KWMBl. I S. 192), die Bekanntmachung zum Sportunterricht bei erhöhter Ozonkonzentration 
vom 1. August 1991 (KWMBl. I S. 219), geändert durch Bekanntmachung vom 
30. September 1991 (KWMBl. I S. 406), die Hinweise zur Durchführung von „Trendsportarten“ 
bei schulischen und dienstlichen Veranstaltungen; Aufsichtspflicht im Schreiben vom 
15. April 2013 (Az. II.1 – 5 S 4430-6.19 796), die Bekanntmachung zu Schülerfahrten vom 
9. Juli 2010 (KWMBl. S. 204) und die Bekanntmachung über Sicherheit in der Schule und ge-
setzliche Schülerunfallversicherung vom 11. Dezember 2002 (KWMBl. I 2003 S. 4, ber. S. 81), 
in der jeweils geltenden Fassung sind entsprechend zu beachten. 

2
Ebenso sind die sport-

artspezifischen Bestimmungen zu beachten, insbesondere zu Sportklettern (Durchführung nur 
an künstlichen Kletterwänden mit den vorgeschriebenen Sicherheitsvorkehrungen), Kampf-
sport (Beschränkung auf Verteidigungstechniken; kein Vollkontakt bei Schlag- und Tretbewe-
gungen) sowie Kanu (Durchführung nur im Zahmwasser). 

 
2.7 Kostenfreiheit 
 
2.7.1 Die Teilnahme am gebundenen Ganztagsangebot während der Kernzeit gemäß Nr. 2.1.2.1 ist 

– mit Ausnahme der Kosten für die Mittagsverpflegung – für die Schülerinnen und Schüler 
grundsätzlich kostenfrei. 

 
2.7.2 

1
Für Zusatzangebote außerhalb der Kernzeit (z. B. Betreuungszeiten nach 16.00 Uhr oder an 

einem weiteren Wochentag) sowie für sonstige besondere Angebote während der Kernzeit 
können mit den Erziehungsberechtigten gemäß Nr. 2.3.6 Entgelte vereinbart werden. 

2
Die 

Entgelte sollen nach Art und Umfang der Inanspruchnahme dieses zusätzlichen Angebots 
bemessen sein und soziale Gesichtspunkte angemessen berücksichtigen. 

3
Wird für sonstige 

besondere Angebote während der Kernzeit ein Entgelt erhoben, so sind diese Angebote mit 
dem Elternbeirat bzw. dem Schulforum abzustimmen und bei Bedarf durch die Möglichkeit zur 
Teilnahme an einem kostenfreien Betreuungsangebot zu ergänzen. 

 
2.7.3 Soweit Schulen bereits vor dem Jahr 2010 im Rahmen einer Modellphase bzw. eines Schul-

versuchs ein gebundenes Ganztagsangebot umgesetzt und wegen dessen besonderer Aus-
gestaltung einen Elternbeitrag erhoben haben, kann dies an diesen Schulen beibehalten wer-
den. 

 
2.8 Mittagszeit und Mittagsverpflegung 
 
2.8.1 

1
Die Mittagszeit ist Teil des schulischen Ganztagsangebots und wird im organisatorischen 

Verantwortungs- und Aufsichtsbereich der Schule durchgeführt. 
2
Schülerinnen und Schülern 

kann – ausgenommen an Grundschulen und Grundschulstufen an Förderschulen – unter Be-
rücksichtigung möglicher Gefahrensituationen vor Ort das Verlassen der Schulanlage in klei-
nen Gruppen unter Beachtung der individuellen Reife und Einsichtsfähigkeit der einzelnen 
Schülerinnen und Schüler nach vorheriger schriftlicher Zustimmung der Erziehungsberechtig-
ten durch die Schulleitung gestattet werden. 

3
Hierzu sind im Vorfeld Absprachen zwischen der 

Schulleitung und dem Betreuungspersonal – insbesondere bezüglich des örtlichen und zeitli-
chen Rahmens – zu treffen. 
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2.8.2 
1
Die Mittagsverpflegung wird im Zusammenwirken von Schulaufwandsträger, Schulleitung und 

gegebenenfalls einem externen Kooperationspartner organisiert. 
2
In gegenseitigem Einver-

nehmen können Aufgaben auf Dritte, z. B. Kooperationspartner, Fördervereine oder Caterer, 
übertragen werden. 

3
Die Betreuung der Schülerinnen und Schüler während der Mittagszeit ist 

schulische Aufgabe. 
 
2.8.3 

1
Es muss die Möglichkeit zum Verzehr einer warmen und möglichst ausgewogenen Mittags-

verpflegung gewährleistet werden, die grundsätzlich für alle Schülerinnen und Schüler ver-
pflichtend im Klassenverband stattfindet. 

2
Das pädagogische Konzept einer Schule kann, im 

Einvernehmen mit dem Schulaufwandsträger, eine verbindliche Anmeldung zum Mittagessen 
vorsehen, sofern eine angemessene Speisenauswahl – insbesondere unter Berücksichtigung 
einer täglichen Wahlmöglichkeit von fleischhaltiger und vegetarischer Kost – angeboten wird. 
3
In begründeten Einzelfällen kann die Schulleitung – insbesondere bei Vorliegen medizini-

scher oder religiöser Gründe – eine Abmeldung vom Bezug der bereitgestellten Speisen und 
Getränke zulassen. 

 
2.8.4 

1
Für das Mittagessen kann ein Teilnehmerbeitrag von den Erziehungsberechtigten erhoben 

werden. 
2
Entsprechende Vertragsvereinbarungen und/oder Regelungen zum Zahlungsverkehr 

sind zwischen den Erziehungsberechtigten und dem Leistungserbringer zu treffen. 
3
Bei Schü-

lerinnen und Schülern, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, eine allgemein o-
der berufsbildende Schule besuchen und keine Ausbildungsvergütung erhalten, können die 
Mehraufwendungen für die Teilnahme an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung im Rah-
men der Ganztagsschule auf Antrag bei den Leistungen für Bildung und Teilhabe berücksich-
tigt werden. 

4
Für die Aufgabenerfüllung in Zusammenhang mit dieser Leistung sind die Job-

center bzw. die Landkreise und kreisfreien Städte zuständig. 
 
2.9 Räumlichkeiten 
 
2.9.1 

1
Für das gebundene Ganztagsangebot müssen geeignete Räume in ausreichender Anzahl 

und Größe zur Verfügung stehen. 
2
Gebundene Ganztagsangebote finden grundsätzlich in der 

Schule statt. 
3
Mittagsverpflegung und außerunterrichtliche Angebote können auch in Einrich-

tungen stattfinden, die sich in unmittelbarer Erreichbarkeit zur Schule befinden. 
 
2.9.2 

1
Über die Aufnahme von Angeboten, die regelmäßig außerhalb des Schulgeländes durchge-

führt werden sollen, in das pädagogische Konzept ist erst nach Prüfung der Erforderlichkeit 
und unter Abwägung pädagogischer Interessen zu entscheiden. 

2
Insbesondere sind neben 

dem Alter sowie der geistigen und charakterlichen Reife der teilnehmenden Schülerinnen und 
Schüler auch die jeweiligen Gefahrensituationen bei der Wahl der geeigneten Maßnahmen zur 
Aufsichtsführung beim Zurücklegen der erforderlichen Wegstrecke sowie der Durchführung 
des Angebots zu berücksichtigen. 

3
Auf die entsprechenden Regelungen des Staatsministeri-

ums wird verwiesen. 
 
2.10 Antragsverfahren und Genehmigung 
 
2.10.1 

1
Der Antrag auf (Neu-)Einrichtung gebundener Ganztagsangebote ist von der Schulleitung 

vorzubereiten und durch den Schulaufwandsträger zu stellen. 
2
Der Antrag ist – bei Grund- und 

Mittelschulen über die Staatlichen Schulämter, bei Realschulen und Gymnasien über die zu-
ständige Dienststelle des Ministerialbeauftragten und bei Förderschulen und Wirtschaftsschu-
len direkt – bei der zuständigen Regierung einzureichen. 

3
Die Antragstellung erfolgt grund-

sätzlich im Rahmen eines Antragsverfahrens vor Beginn des Schuljahres, in dem erstmals ein 
gebundenes Ganztagsangebot an der jeweiligen Schule eingerichtet und genehmigt werden 
soll. 

4
Der jeweilige Antragstermin, die einzelnen Genehmigungsbedingungen sowie die einzu-

reichenden Antragsunterlagen werden im Rahmen des jährlichen Antrags- und Genehmi-
gungsverfahrens bekannt gegeben bzw. bereitgestellt. 

5
Zur Beantragung einer Förderung für 

Schulbaumaßnahmen können im Vorfeld auch Vorbescheide ausgestellt werden. 
 
2.10.2 

1
Die Genehmigung des gebundenen Ganztagsangebots wird durch die jeweilige Regierung 

erteilt. 
2
Die Bereitstellung der zusätzlichen Lehrerwochenstunden und Mittel für die gebunde-

nen Ganztagsklassen erfolgt durch das Staatsministerium bzw. die zuständige Regierung. 
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2.10.3 Die Genehmigung gebundener Ganztagsangebote kann bei Fehlen oder nachträglichem Weg-
fall der in Nr. 2.1 genannten Genehmigungsvoraussetzungen ganz oder teilweise widerrufen 
werden. 

 
2.10.4 Die jeweils zuständigen Behörden und Beauftragten der Schulaufsicht sind in Ausübung ihrer 

allgemeinen schulaufsichtlichen Befugnisse insbesondere berechtigt, selbst oder durch Vertre-
ter die Durchführung der gebundenen Ganztagsangebote vor Ort, insbesondere auch durch 
Kontrollen an den Schulen, zu überprüfen. 

 
2.10.5 Die für die Antragstellung erforderlichen Unterlagen können jeweils auf der Homepage des 

Staatsministeriums abgerufen werden. 
 
3. Gebundene Ganztagsangebote an kommunalen Schulen und Schulen in freier Träger-

schaft 
 
3.1 Zuwendungsvoraussetzungen 
 
3.1.1 

1
Die Schulträger von kommunalen Schulen sowie von staatlich genehmigten und staatlich 

anerkannten Schulen in freier Trägerschaft können staatliche Zuwendungen für den Personal-
aufwand gebundener Ganztagsangebote in Form eines einzelnen Ganztagsklassenzuges 
(gebundener Ganztagszug) für alle Jahrgangsstufen gemäß Nr. 3.2.1 oder für bestimmte 
Jahrgangsstufen der Schule gemäß Nr. 3.1.4 oder für einzelne Ganztagsklassen beantragen. 
2
Ein Rechtsanspruch besteht insoweit nicht. 

3
Die Zuwendungen werden nach Maßgabe dieser 

Bekanntmachung und der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der 
Art. 23 und Art. 44 BayHO und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften, im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel gewährt. 

4
Eine zusätzliche Förderung nach dem Bayerischen 

Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) erfolgt insoweit nicht. 
 
3.1.2 Eine Zuwendung kann gewährt werden, wenn das gebundene Ganztagsangebot jeweils die 

Vorgaben der Nr. 1. sowie folgende Voraussetzungen erfüllt: 
 
3.1.2.1 

1
Das gebundene Ganztagsangebot gewährleistet ein Bildungs- und Betreuungsangebot an 

mindestens vier Wochentagen einer Unterrichtswoche mit einer Unterrichts- und Betreuungs-
zeit von grundsätzlich 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr (Kernzeit). 

2
In begründeten Einzelfällen (z. B. 

aus Gründen der Schülerbeförderung) kann die verbindliche Unterrichts- und Betreuungszeit 
bereits ab 15.30 Uhr enden. 

3
An Schulen mit einem Unterrichtsbeginn vor bzw. nach 8.00 Uhr 

liegt das regelmäßige Ende des gebundenen Ganztagsangebots unter Berücksichtigung der 
täglichen Bildungs- und Betreuungszeit von mindestens 7,5 Zeitstunden dann entsprechend 
vor bzw. nach 16.00 Uhr. 
 

3.1.2.2 
1
Das gebundene Ganztagsangebot beinhaltet eine tägliche Mittagsverpflegung. 

2
Die Betreu-

ung und Beaufsichtigung der Schülerinnen und Schüler während der Mittagszeit ist schulische 
Aufgabe. 

 
3.1.2.3 

1
Das gebundene Ganztagsangebot findet in der Verantwortung und unter der Aufsicht der 

Schulleitung statt. 
2
Inhalt und Durchführung des gebundenen Ganztagsangebots als einer be-

sonderen Angebots- und Organisationsform des schulischen Unterrichts entsprechen den für 
Schulen in freier Trägerschaft geltenden allgemeinen schulrechtlichen Bestimmungen. 

3
Der 

Bildungs- und Erziehungsauftrag gemäß Art. 1 BayEUG ist auch im Rahmen des gebundenen 
Ganztagsangebots zu verwirklichen. 

 
3.1.2.4 

1
Dem gebundenen Ganztagsangebot liegt ein von der Schulleitung, ggf. im Benehmen mit 

dem Elternbeirat bzw. Schulforum, erarbeitetes pädagogisches Konzept für die ganztägigen 
Bildungs- und Betreuungsangebote zugrunde. 

2
Das pädagogische Konzept muss dabei ins-

besondere folgende Inhalte und Gestaltungselemente berücksichtigen: 
 
– Angebote und Maßnahmen zur individuellen schulischen Förderung 
 
– Intensivierungs-, Lern-, Übungs-, Differenzierungs- und Vertiefungseinheiten als Alternative 

zu schriftlichen Hausaufgaben 
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– Angebote und Maßnahmen zur Vermittlung und Verbesserung sozialer und personaler 

Kompetenzen 
 
– Förderung individueller Neigungen und Begabungen und Erziehung zu einer sinnvollen 

Freizeitgestaltung. 
 
3
Im Rahmen der individuellen Förderung soll bedarfsgerecht ein besonderer Schwerpunkt auf 

einer nachhaltigen Sprachförderung der Schülerinnen und Schüler liegen. 
4
Daneben soll das 

pädagogische Konzept zusätzliche Schwerpunkte entsprechend dem jeweiligen Schulprofil 
sowie den besonderen Möglichkeiten oder Bedürfnissen an der jeweiligen Schule und in der 
jeweiligen Schulart enthalten (z. B. Sport, musische, ästhetische und künstlerische Bildung, 
Inklusion, Berufsorientierung, Gesundheitserziehung). 

 
3.1.2.5 

1
Dem gebundenen Ganztagsangebot liegt als Organisationsprinzip eine rhythmisierte Tages 

und Unterrichtsgestaltung zugrunde, die sich im pädagogischen Konzept und den jeweiligen 
Stundenplänen der gebundenen Ganztagsklassen niederschlagen muss. 

2
Rhythmisierung 

setzt dabei voraus, dass im Rahmen der organisatorischen und räumlichen Möglichkeiten an 
der Schule ein zeitlich ausgewogener Wechsel zwischen Phasen der Anstrengung und der 
Erholung, der Bewegung und der Ruhe, der kognitiven und der praktischen Leistungen sowie 
zwischen unterschiedlichen Lehr- und Lernformen und Methoden stattfindet. 

3
Hierzu sind die 

Durchführung von Unterricht gemäß Stundentafel sowie eine Verwendung zusätzlicher 
Lehrerwochenstunden auch am Nachmittag vorzusehen. 

4
Die Basisstandards gemäß dem 

Qualitätsrahmen für gebundene Ganztagsschulen (vgl. Bekanntmachung zur Qualitätssiche-
rung und Qualitätsentwicklung an offenen und gebundenen Ganztagsschulen in der jeweils 
geltenden Fassung) sind einzuhalten. 

 
3.1.3 Das Vorliegen dieser Voraussetzungen gem. Nr. 3.1.2 bestätigt die jeweilige Regierung in 

einem Schreiben gegenüber dem Schulträger. 
 
3.1.4 

1
Zuwendungen für gebundene Ganztagsangebote können durch den Schulträger beantragt 

und nach Maßgabe von Nr. 3.1.1 und Nr. 3.1.2 bewilligt werden an 
 
a) Grundschulen, die in Gliederung und Aufbau der Bestimmung des Art. 7 Abs. 2 Satz 1 

BayEUG entsprechen, für die Jahrgangsstufen 1 bis 4 oder nur für die Jahrgangsstufen 1 
und 2 bzw. nur für die Jahrgangsstufen 3 und 4 sowie in jahrgangsgemischter Form oder 
ergänzend in einzelnen Jahrgangsstufen, 

 
b) Mittelschulen, die in Gliederung und Aufbau der Bestimmung des Art. 7a Abs. 2 Satz 1 

BayEUG entsprechen, im Regelfall für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder mit gesondertem 
Antrag für die Jahrgangsstufen 7 bis 10 bei Mittlere-Reife-Klassen bzw. Vorbereitungsklas-
sen oder bei Bedarf für eine geringere Zahl an Jahrgangsstufen bzw. ergänzend in einzel-
nen Jahrgangsstufen, 

 
c) Förderschulen 
 

– in der Grundschulstufe für die Jahrgangsstufen 1 bis 4 (inkl. Jahrgangsstufe 1A) oder 
nur für die Jahrgangsstufen 1 bis 2 bzw. nur für die Jahrgangsstufen 3 und 4, 

 
– in der Mittelschulstufe für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder mit gesondertem Antrag für 

die Jahrgangsstufen 7 bis 10 bei Mittlere-Reife-Klassen oder im Einzelfall für eine ge-
ringere Zahl von Jahrgangsstufen oder 

 
– in jahrgangsgemischter Form sowie 
 
– ergänzend in einzelnen Jahrgangsstufen, 

 
d) Realschulen und an Realschulen zur sonderpädagogischen Förderung, die in Gliederung 

und Aufbau der Bestimmung des Art. 8 Abs. 2 Satz 1 BayEUG entsprechen, für die Jahr-
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gangsstufen 5 bis 10 oder bei Bedarf für eine geringere Zahl an Jahrgangsstufen oder er-
gänzend in einzelnen Jahrgangsstufen, 

e) Gymnasien, die in Gliederung und Aufbau der Bestimmung des Art. 9 Abs. 2 Satz 1 
BayEUG entsprechen, für die Jahrgangsstufen 5 bis 10 oder bei Bedarf für eine geringere 
Zahl an Jahrgangsstufen oder ergänzend in einzelnen Jahrgangsstufen, 

 
f) Wirtschaftsschulen und an Wirtschaftsschulen zur sonderpädagogischen Förderung, die in 

Gliederung und Aufbau der Bestimmung des Art. 14 Abs. 2 Satz 1 BayEUG entsprechen, 
in der Jahrgangsstufe 7 bis 10 bzw. Abschlussklassen der zweistufigen Wirtschaftsschule 
oder bei Bedarf für eine geringere Zahl an Jahrgangsstufen oder ergänzend in einzelnen 
Jahrgangsstufen.  

 
3.1.5 

1
Im Übrigen liegen die Organisation und inhaltliche Ausgestaltung des gebundenen Ganz-

tagsangebots sowie der Abschluss von Verträgen bzw. von Beschäftigungsverhältnissen mit 
Einzelkräften in der Verantwortung der Schulleitung und des Schulträgers. 

2
Der Schulträger 

kann im Einzelfall auch eine Zuwendung für ein von Nr. 3.1.4 abweichendes Ganztagsangebot 
beantragen. 
 

3.1.6 
1
Für die Bemessung der Anzahl der förderfähigen gebundenen Ganztagsklassen nach 

Nr. 3.1.4 gilt eine Mindestteilnehmerzahl von 13 Schülerinnen bzw. Schülern pro Klasse. 
2
Bei 

Förderschulen bestimmt sich die Mindesteilnehmerzahl nach den für den jeweiligen Förder-
schwerpunkt geltenden allgemeinen Bestimmungen für die Klassenbildung. 

3
Bei Grundschu-

len bemisst sich die Förderung auf Grundlage der KIassenbildungsrichtlinien für staatliche 
Schulen. 

 
3.1.7 Wird die Mindestteilnehmerzahl von mehreren gebundenen Ganztagsklassen an einer Schule 

nicht erreicht, so werden zur Bestimmung der zu gewährenden Zuwendungen fiktive förderfä-
hige Klassen anhand folgender Tabelle zugrunde gelegt. 
 
Grundschulen, Mittelschulen, Realschulen, Gymnasien und Wirtschaftsschulen 
 

Anzahl der Schüler Anzahl der förderfähigen 
Klassen von bis 

13 25 1 

26 45 2 

46 65 3 

66 85 4 

86 105 5 

106 125 6 

126 145 7 

146 165 8 

166 185 9 

186 205 10 

… … … 
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Förderschulen 
 

Anzahl der Schüler Anzahl der förderfähigen 
Klassen von bis 

8 15 1 

16 31 2 

32 47 3 

48 63 4 

64 79 5 

80 95 6 

96 111 7 

112 127 8 

128 143 9 

144 159 10 

… … … 

 
3.2 Aufbau von gebundenen Ganztagszügen 
 
3.2.1 

1
In dem Schuljahr, auf das sich die Bewilligung der Zuwendung bezieht, beginnt der Aufbau 

des Ganztagszuges zunächst mit der Zuwendung für eine gebundene Ganztagsklasse. 
2
In je-

dem weiteren Schuljahr kann ohne erneute Antragstellung für jede zusätzlich eingerichtete 
gebundene Ganztagsklasse eine Zuwendung gewährt werden, bis der Ausbau des gebunde-
nen Ganztagszuges mit Ganztagsklassen im beantragten und bewilligten Umfang erreicht 
wurde. 

3
Nach der Bewilligungsentscheidung für Zuwendungen zum Aufbau eines Ganztags-

zuges bedarf die Erhöhung der Zuwendung für den jährlichen Aufwuchs um eine weitere 
Klasse bis zum Vollausbau eines Zuges bzw. der entsprechenden Anzahl von Ganztagsklas-
sen keiner erneuten Antragstellung und Bewilligung mehr. 

4
Die staatliche Stunden- bzw. Mit-

telausstattung wird dann dem bewilligten und tatsächlich erfolgten Ausbau entsprechend zur 
Verfügung gestellt. 

5
Im Einzelfall kann die jeweilige Regierung nach Abstimmung mit dem 

Staatsministerium Zuwendungen für eine oder mehrere gebundene Ganztagsklassen bewilli-
gen, die in einer oder mehreren Jahrgangsstufen gleichzeitig neu eingerichtet werden (be-
schleunigter Ausbau). 

 
3.2.2 

1
Können nach erfolgreicher Einrichtung und Förderung im Jahr der Beantragung in einem 

oder in mehreren der folgenden Schuljahre aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen in ein-
zelnen oder in allen Jahrgangsstufen keine gebundenen Ganztagsklassen eingerichtet wer-
den, gilt die Zusage auf Bewilligung der Förderung für den gebundenen Ganztagszug bis auf 
Widerruf unverändert fort, so dass in den folgenden Schuljahren davon weiterhin Gebrauch 
gemacht werden kann. 

2
Eine Zuwendung erfolgt für das entsprechende Schuljahr nicht. 

3
Bei 

Wiederaufnahme des Ganztagsschulbetriebs ist auf Verlangen der Schulaufsicht erneut ein 
pädagogisches Konzept vorzulegen. 

4
Wird im Jahr der Beantragung keine gebundene Ganz-

tagsklasse eingerichtet, ist die Förderung eines gebundenen Ganztagszugs ggf. in den darauf-
folgenden Schuljahren erneut zu beantragen. 

 
3.2.3 

1
Die Entscheidung, in welcher Jahrgangsstufe mit dem Aufbau des gebundenen Ganztagszu-

ges begonnen wird, wird von Schulleitung und Schulträger getroffen. 
2
Sie muss sich aus dem 

jeweiligen Antrag ergeben. 
 
3.3 Personalausstattung und Finanzierung 
 
3.3.1 

1
Für eingerichtete gebundene Ganztagsangebote an kommunalen Schulen sowie staatlich 

genehmigten Ersatzschulen in freier Trägerschaft gemäß Nr. 3.1.4, die die Zuwendungsvo-
raussetzungen gemäß Nr. 3.1 erfüllen, werden im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel 
staatliche Zuwendungen zur Abdeckung des zusätzlichen Personalaufwandes in Form eines 
Festbetrages gewährt. 

2
Dieser beträgt je gebundener Ganztagsklasse und Schuljahr an 
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Grundschulen Jgst. 1 30.700 Euro 

Grundschulen Jgst. 2 29.100 Euro 

Grundschule ab Jgst. 3 25.800 Euro 

Mittelschulen 25.800 Euro 

Förderschulen Jgst. 1/1A 34.900 Euro 

Förderschulen Jgst. 2 33.300 Euro 

Förderschulen ab Jgst. 3 30.000 Euro 

Realschulen, Gymnasien, 
Wirtschaftsschulen 

21.600 Euro 

 
3
Die Zuwendung wird ausschließlich zur Finanzierung der Beschäftigung zusätzlicher päda-

gogischer Kräfte gewährt, die Bildungs- und Betreuungsangebote im Rahmen der gebunde-
nen Ganztagsangebote gemäß Nr. 3.1 durchführen. 

4
Die Förderung darf nicht für andere Per-

sonalkosten oder Sachaufwendungen verwendet werden. 
5
Weitere Regelungen zur Verwen-

dung der Fördermittel können in den jeweiligen Unterlagen zum Antrags- und Bewilligungsver-
fahren getroffen werden. 

6
Die zweckentsprechende Mittelverwendung ist gegenüber der Be-

willigungsbehörde nachzuweisen. 
 

3.3.2 Der durch die Einrichtung und den Betrieb der gebundenen Ganztagsangebote anfallende 
zusätzliche Sachaufwand ist vom jeweiligen Schulträger zu tragen. 

 
3.3.3 

1
Für eingerichtete gebundene Ganztagsangebote an staatlich anerkannten Grundschulen, 

Mittelschulen sowie genehmigten oder staatlich anerkannten Förderschulen in freier Träger-
schaft, die die Zuwendungsvoraussetzungen gemäß Nr. 3.1 erfüllen, werden im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Stellen und Mittel durch das Staatsministerium bzw. durch die Re-
gierungen und Staatlichen Schulämter zur Abdeckung des zusätzlichen Personalaufwandes 
wahlweise eine Zuwendung nach Nr. 3.3.1 oder Lehrerwochenstunden durch Zuordnung 
staatlicher Lehrkräfte bzw. Förderlehrer im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen sowie ei-
ne staatliche Zuwendung in Form eines Festbetrages gemäß Nr. 3.3.4 gewährt. 

2
Im Falle ei-

ner Zuordnung von Lehrerwochenstunden werden je gebundener Ganztagsklasse an Grund-, 
Mittel- und Förderschulen zwölf zusätzliche Lehrerwochenstunden zugewiesen. 

 
3
Die zusätzlichen Lehrerwochenstunden sind ausschließlich für den Bedarf der gebundenen 

Ganztagsklassen und bevorzugt klassenbezogen sowie zur Umsetzung eines rhythmisierten 
Unterrichtstages, somit auch am Nachmittag, einzusetzen. 

4
Sie werden grundsätzlich für un-

terrichtliche, unterrichtsnahe oder pädagogisch geleitete Bildungs- und Fördermaßnahmen 
(Angebote zur individuellen schulischen Förderung, Intensivierungs-, Übungs-, Differenzie-
rungs- und Vertiefungsstunden) eingesetzt. 

5
Bei solchen Angeboten entspricht eine Lehrerwo-

chenstunde einem Einsatz der Lehrkraft im Umfang von 45 Minuten. 
 
6
Soweit die jeweilige Schule in ihrem individuellen pädagogischen Konzept den Einsatz von 

Lehrerwochenstunden vorsieht, die keine bzw. nur eine geringe Vor- bzw. Nachbereitungszeit 
erfordern, soll sie dafür eine abweichende Verrechnung dergestalt vorsehen, dass ein Einsatz 
im Umfang von bis zu 90 Minuten einer Stunde der Unterrichtspflichtzeit der Lehrkraft ent-
spricht. 
 

3.3.4 
1
Im Falle der Zuordnung von staatlichen Lehrkräften bzw. Förderlehrern sind Art. 31 Abs. 5 

bzw. Art. 33 Abs. 2 BaySchFG entsprechend anzuwenden. 
2
Daneben wird im Rahmen der 

verfügbaren Haushaltsmittel eine staatliche Zuwendung in Form eines Festbetrages gewährt. 
3
Dieser beträgt 1.200 Euro je gebundener Ganztagsklasse und Schuljahr. 

4
Gebundene Ganz-

tagsklassen an Grund- und Förderschulen erhalten pro gebundener Ganztagsklasse und 
Schuljahr in Jahrgangsstufe 1 6.100 Euro und in Jahrgangsstufe 2 4.500 Euro. 

5
Die Zuwen-

dungen werden ausschließlich zur Finanzierung des zusätzlichen pädagogischen Personals 
(z. B. Lehrkräfte) gewährt, das Bildungs- und Betreuungsangebote im Rahmen der gebunde-
nen Ganztagsangebote gemäß Nr. 3.1 durchführt. 

6
Die Förderung darf nicht für andere Per-

sonalkosten oder Sachaufwendungen verwendet werden. 
7
Weitere Regelungen zur Verwen-

dung der Fördermittel können in den jeweiligen Unterlagen zum Antrags- und Bewilligungsver-
fahren getroffen werden. 

8
Die zweckentsprechende Mittelverwendung ist gegenüber der Be-

willigungsbehörde nachzuweisen. 



Schulanzeiger der Regierung von Unterfranken Nr. 4/18 

 

 

128 

3.3.5 
1
Bei der Bemessung der Festbetragsfinanzierung nach Nr. 3.3.1 und Nr. 3.3.4 ist bereits ein 

Eigenbeitrag des jeweiligen Schulträgers zum Personalaufwand in Höhe von 5.500 Euro je 
gebundener Ganztagsklasse und Schuljahr berücksichtigt. 

2
Für private Förderschulen, die an 

der Förderung nach Art. 34a BaySchFG teilnehmen, erhalten die Schulträger überdies eine 
Förderung in Höhe von 5.500 Euro. 

3
Über die Gewährung eines kommunalen Mitfinanzie-

rungsbeitrages entscheidet die jeweilige kommunale Körperschaft vor Ort. 
 
3.4 Personal in gebundenen Ganztagsangeboten 
 

1
Der Schulträger hat dafür Sorge zu tragen, dass das in den gebundenen Ganztagsangeboten 

eingesetzte Personal die Gewähr für einen angemessenen Umgang mit den Schülerinnen und 
Schülern bietet und über die persönliche Eignung sowie die für das jeweilige Bildungs- und 
Betreuungsangebot erforderliche pädagogische und fachliche Kompetenz verfügt. 

2
Das ein-

gesetzte Personal darf insbesondere nicht rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 
174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 201a Abs. 2, 225, 232 bis 233a, 234, 
235 oder 236 StGB verurteilt worden sein. 

3
Darüber hinaus muss das eingesetzte Personal 

die Gewähr dafür bieten, jederzeit für die freiheitlich-demokratische Grundordnung einzutre-
ten. 

4
Das Personal darf nur dann eingesetzt werden, wenn es ein aktuelles erweitertes Füh-

rungszeugnis gem. § 30a Abs. 1 BZRG vorgelegt hat. 
5
Bei einer dauerhaften oder wiederhol-

ten Tätigkeit muss das eingesetzte Personal in regelmäßigen Abständen ein erweitertes Füh-
rungszeugnis vorlegen. 

6
Im Übrigen entscheiden Schulleitung und Schulträger nach dem je-

weiligen pädagogischen Konzept über die Anforderungen an die Qualifikation des eingesetz-
ten Personals. 

7
Die sichere Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift ist bei 

dem eingesetzten Personal vorauszusetzen, sofern nicht ein besonderes sprachliches Schul-
konzept (z. B. bilinguale Schule) eine Abweichung rechtfertigt. 
 

3.5 Anmeldung und Teilnahme der Schülerinnen und Schüler 
 
3.5.1 

1
Die Schülerinnen und Schüler werden von ihren Erziehungsberechtigten vor Beginn des je-

weiligen Schuljahres zur verpflichtenden Teilnahme in einer gebundenen Ganztagsklasse 
grundsätzlich jeweils für ein Schuljahr angemeldet. 

2
Die Anmeldung und die Teilnahmever-

pflichtung beziehen sich auf die gesamte Dauer der Bildungs- und Betreuungsangebote von 
mindestens vier Wochentagen je Unterrichtswoche mit Unterrichts- und Betreuungszeiten von 
grundsätzlich 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

3
Schulträger und Schulleitung können über diese Min-

destzeit hinausgehende verbindliche Unterrichts- und Betreuungszeiten festlegen. 
 
3.5.2 Für die Schülerinnen und Schüler besteht im Umfang der Anmeldung Teilnahmepflicht. 
 
3.6 Teilnehmerbeitrag 
 

1
An Schulen in freier Trägerschaft können auch für die Teilnahme an gebundenen Ganztags-

angeboten in der Kernzeit gemäß Nr. 3.1.2.1 Teilnehmerbeiträge von den Erziehungsberech-
tigten erhoben werden, sofern es sich nicht um private Förderschulen handelt, die an der För-
derung nach Art. 34a BaySchFG teilnehmen. 

2
Die Teilnehmerbeiträge sollen nach Art und 

Umfang der Inanspruchnahme der Angebote bemessen und nach sozialen Gesichtspunkten 
gestaffelt sein. 

3
Art. 96 BayEUG bleibt unberührt. 

4
Bei privaten Förderschulen, die an der För-

derung nach Art. 34a BaySchFG teilnehmen, gelten analog die Regelungen der staatlichen 
Schulen gemäß Nr. 2.3.5 f. und Nr. 2.7.2. 

 
3.7 Räumlichkeiten 
 

1
Für gebundene Ganztagsangebote müssen geeignete Räume in ausreichender Anzahl und 

Größe zur Verfügung stehen. 
2
Gebundene Ganztagsangebote finden grundsätzlich in der 

Schule oder in Einrichtungen statt, die sich in unmittelbarer Erreichbarkeit zur Schule befin-
den. 

 
3.8 Antragsverfahren und Bewilligung 
 
3.8.1 

1
Der Antrag auf Bewilligung einer Zuwendung für gebundene Ganztagsangebote ist von der 

Schulleitung vorzubereiten und durch den Schulträger zu stellen. 
2
Der Antrag ist – bei Grund- 
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und Mittelschulen über die Staatlichen Schulämter, bei Realschulen und Gymnasien über die 
Dienststellen der Ministerialbeauftragten, bei Wirtschaftsschulen und Förderschulen direkt – 
bei der zuständigen Regierung einzureichen. 

3
Die Antragstellung erfolgt grundsätzlich im 

Rahmen eines Antragsverfahrens vor Beginn des Schuljahres, für das erstmals eine Zuwen-
dung für das Ganztagsangebot an der jeweiligen Schule bewilligt werden soll. 

4
Der jeweilige 

Antragstermin, die einzelnen Antragsbedingungen sowie die einzureichenden Antragsunterla-
gen werden im Rahmen des jährlichen Bewilligungsverfahrens bekannt gegeben bzw. bereit-
gestellt. 

5
Nach Schuljahresbeginn kann grundsätzlich kein Antrag auf Zuwendung für die För-

derung eines gebundenen Ganztagsangebots bewilligt werden. 
6
Ein Rechtsanspruch auf Be-

willigung einer staatlichen Zuwendung besteht nicht. 
 
3.8.2 

1
Die Bewilligung der Zuwendungen für gebundene Ganztagsangebote wird durch die jeweilige 

Regierung erteilt. 
2
Die Bereitstellung der zusätzlichen Lehrerwochenstunden und Mittel für die 

gebundenen Ganztagsklassen erfolgt durch das Staatsministerium bzw. die zuständige Regie-
rung. 

3
Die Höhe der zu gewährenden Zuwendung bemisst sich nach der Anzahl der tatsäch-

lich eingerichteten Ganztagsklassen bzw. der jeweiligen Schülerzahl, die jährlich im Rahmen 
eines gesonderten Meldeverfahrens – bei Grund- und Mittelschulen über die Staatlichen 
Schulämter, bei Realschulen und Gymnasien über die Dienststellen der Ministerialbeauftrag-
ten, bei Wirtschaftsschulen und Förderschulen direkt – der zuständigen Regierung zu übermit-
teln sind. 

 
3.8.3 

1
Die Bewilligung ersetzt nicht die gemäß Art. 92 bzw. Art. 99 BayEUG erforderliche schulauf-

sichtliche Genehmigung, die jeweils vor Bewilligung einer Zuwendung vorliegen muss. 
2
Schulen, die noch nicht abschließend schulaufsichtlich genehmigt sind, haben jährlich einen 

Antrag auf Bewilligung einer Zuwendung zu stellen. 
3
Ebenfalls ist dies erforderlich, falls bei ei-

ner Neubeantragung die Mindestteilnehmerzahl gemäß Nr. 3.1.6 nicht erreicht wurde. 
 
3.8.4 Die Bewilligung kann bei Fehlen oder nachträglichem Wegfall der Zuwendungsvoraussetzun-

gen ganz oder teilweise widerrufen werden. 
 
3.8.5 Die jeweils zuständigen Behörden und Beauftragten der Schulaufsicht sind in Ausübung ihrer 

allgemeinen schulaufsichtlichen Befugnisse insbesondere berechtigt, selbst oder durch Vertre-
ter die Durchführung der gebundenen Ganztagsangebote vor Ort, insbesondere auch durch 
Kontrollen an den Schulen, zu überprüfen. 

 
3.8.6 Die für die Antragstellung erforderlichen Unterlagen können jeweils auf der Homepage des 

Staatsministeriums abgerufen werden. 
 
4. Schlussbestimmungen 
 
4.1 Übergangsregelung 
 

Für gebundene Ganztagsangebote, die bis zum Inkrafttreten dieser Bekanntmachung am 
1. Februar 2018 eingerichtet und gefördert wurden, ist die Bekanntmachung des Staatsminis-
teriums für Unterricht und Kultus zu gebundenen Ganztagsangeboten an Schulen vom 
8. Juli 2013 (KWMBl. S. 238) in ihrer bis dahin geltenden Fassung weiter bis zum Ablauf des 
31. Juli 2018 anzuwenden. 

 
4.2 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

1
Diese Bekanntmachung tritt am 1. Februar 2018 in Kraft. 

2
Mit Ablauf des 31. Januar 2018 tritt 

die Bekanntmachung des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus zu gebundenen Ganz-
tagsangeboten an Schulen vom 8. Juli 2013 (KWMBl. S. 238) außer Kraft. 

 
Herbert  P ü l s 
Ministerialdirektor 
 
(KWMBl. 2018 S. 85) 
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Aufnahme in die öffentlichen und privaten zwei-, drei- und vierstufigen Wirtschaftsschulen für 
das Schuljahr 2019/2020 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst vom 2. Februar 2018, Az. VI.4-BS9201-4-7a.135 142 
 
1. Aufnahmeverfahren 
 
1.1  Die Aufnahme in die zwei-, drei- und vierstufige Wirtschaftsschule richtet sich nach Art. 44 des 

Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) und nach dem 
Dritten Teil der Schulordnung für die Wirtschaftsschulen in Bayern (WSO). 

 
1.2 Die Anmeldung von Mittelschülerinnen und Mittelschülern, welche keine Mittlere-Reife-Klasse 

besuchen, zur Aufnahme in die Eingangsstufe der drei- und vierstufigen Wirtschaftsschule fin-
det mit Ausnahme des Übertritts mit dem Jahreszeugnis in der Zeit vom 18. Februar 2019 bis 
22. Februar 2019 und/oder vom 25. März 2019 bis 5. April 2019 statt. 

 
Die Anmeldefrist für die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 10 der zweistufigen Wirtschaftsschu-
le endet am 9. August 2019. 

 
1.3 Die Anmeldungen zur Aufnahme in die Wirtschaftsschule in allen anderen Fällen werden von 

den Wirtschaftsschulen bis 9. August 2019 entgegengenommen. Abweichend davon wird für 
die Fälle der unter Punkt 1.5.2 genannten Möglichkeit der Aufnahme durch den Nachweis des 
Erreichens der erforderlichen Durchschnittsnote unter Berücksichtigung der Ergebnisse einer 
Aufnahmeprüfung nach § 7 Abs. 2 MSO als spätester Anmeldetermin zur Aufnahme in die 
Wirtschaftsschule der 9. September 2019 festgelegt. 

 
Die örtlichen Anmeldetermine werden von den Schulen festgelegt. An den öffentlichen Wirt-
schaftsschulen können spätere Anmeldungen in der Regel nicht mehr berücksichtigt werden. 

 
1.4 Die Schülerinnen und Schüler sind bei der Schule anzumelden, in die sie aufgenommen wer-

den wollen. 
 
1.5 Bei der Anmeldung sind vorzulegen: 
 
1.5.1 das Original des Geburtsscheines oder der Geburtsurkunde und 
 
1.5.2 für die drei- und vierstufige Wirtschaftsschule das Original des Zwischenzeugnisses der Mit-

telschule oder – in Ausnahmefällen – das Original des Jahreszeugnisses der Mittelschule, so-
fern mit diesem die Eignung nachgewiesen werden kann, ggf. ergänzt um das Original eines 
Nachweises über das Erreichen der erforderlichen Durchschnittsnote unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse einer Aufnahmeprüfung nach § 7 Abs. 2 MSO. Falls die Aufnahme nicht im 
Anschluss an den Besuch der Mittelschule erfolgt, müssen die Originale der Zeugnisse der 
früher besuchten Schulen bzw. 

 
1.5.3  für die zweistufige Wirtschaftsschule das Original des Zeugnisses über den qualifizierenden 

oder den erfolgreichen Abschluss der Mittelschule oder – falls die Aufnahme nicht im An-
schluss an den Besuch der Mittelschule erfolgt – die Originale der Zeugnisse der früher be-
suchten Schulen vorgelegt werden. Die Anmeldung kann auch mit dem Zwischenzeugnis der 
Jahrgangsstufe 9 der Mittelschule, der Realschule oder des Gymnasiums erfolgen. 

 
2. Probeunterricht und Aufnahmeprüfung (drei- und vierstufige Wirtschaftsschule) 
 

Soweit notwendig, wird für die Schülerinnen und Schüler ein Probeunterricht durchgeführt. 
 
2.1 Der Probeunterricht für die Aufnahme in die Eingangsstufe der drei- und vierstufigen Wirt-

schaftsschule findet zu folgenden Terminen statt: 
 
2.1.1 am 6., 7. und 8. Mai 2019 für Schülerinnen und Schüler der Mittelschule; 
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2.1.2 am 4., 5. und 6. September 2019 für die übrigen Schülerinnen und Schüler und in begründe-
ten Ausnahmefällen auch für Schülerinnen und Schüler der Mittelschule. 

 
2.2 Die Aufnahmeprüfung für den Eintritt in höhere Jahrgangsstufen wird in der Regel in den letz-

ten Tagen der Sommerferien durchgeführt. Den Zeitplan bestimmt die Schulleiterin bzw. der 
Schulleiter. 

 
2.3 Schülerinnen und Schüler, die bereits am Probeunterricht einer Wirtschaftsschule teil-

genommen haben, dürfen den Probeunterricht im selben Kalenderjahr nicht wiederholen. 
 
3. Meldungen durch Schulen 
 
3.1 Sämtliche Wirtschaftsschulen berichten dem Staatsministerium auf elektronischem Weg über 

das Ergebnis des Probeunterrichts. Die genaue Vorgehensweise und die Terminvorgabe für 
diese Online-Erhebung werden per KMS bekannt gegeben. 

 
3.2 Die Formblätter 1 und 2 zur Ermittlung des Gesamtbedarfs an Lehrerwochenstunden an Wirt-

schaftsschulen (abzurufen unter 
http://www.km.bayern.de/lehrer/schulleitungen/formulare-und-hinweise.html) 
sind mit den endgültigen Schüler- und Klassenzahlen von den staatlichen und nichtstaatlichen 
Wirtschaftsschulen bis spätestens 20. September 2019 in zweifacher Ausfertigung an die 
Regierungen zu senden. 
 

Herbert  P ü l s 
Ministerialdirektor 
 
(StAnz. Nr. 9/2018, 
KWMBeibl. 2018 S. 48) 

  

http://www.km.bayern.de/lehrer/schulleitungen/formulare-und-hinweise.html


Schulanzeiger der Regierung von Unterfranken Nr. 4/18 

 

 

132 

Hinweise auf Bekanntmachungen 
 
 
2230-1-1-1-K, 2232-2-K, 2232-3-K 
 
Verordnung zur Änderung der Bayerischen Schulordnung und anderen Schulordnungen 
 
Vom 12. Januar 2018 (GVBl. S. 23) 
 
München, 12. Januar 2018 
 
Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
 
Dr. Ludwig  S p a e n l e 
Staatsminister 
 
(KWMBl. 2018 S. 82) 
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Nichtamtlicher Teil 
 
Der Hinweis auf wiederholte Ausschreibungen von Funktionsstellen für freie bzw. demnächst 
freiwerdende Stellen an Volksschulen und Förderschulen in anderen Regierungsbezirken, der 
bei den Stellenausschreibungen im Amtlichen Teil dieses Schulanzeigers abgedruckt ist, gilt 
entsprechend auch für Ausschreibungen von Stellen an nichtstaatlichen Schulen. Bitte infor-
mieren Sie sich deshalb in den im Internet veröffentlichten, allen zugänglichen Amtlichen 
Schulanzeigern und beachten Sie die dort gesetzten Fristen. 
 
 
 
3. Ausschreibung der Stelle der weiteren Schulleiterstellvertreterin/des weiteren Schullei-
terstellvertreters an der Graf-zu-Bentheim-Schule, Förderzentrum mit dem Förderschwerpunkt 
Sehen und weiteren Förderbedarf der Blindeninstitutsstiftung 
 
An der Graf-zu-Bentheim-Schule, Förderzentrum mit dem Schwerpunkt Sehen und weiterem Förder-
bedarf ist zum Schuljahr 2018/2019 die Stelle  
 

der weiteren Schulleiterstellvertreterin/des weiteren Schulleiterstellvertreters 
 
zu besetzen.  
 
Die Schule ist eine staatlich anerkannte Ersatzschule. Träger der Graf-zu-Bentheim-Schule ist die 
Blindeninstitutsstiftung. 
 
Zurzeit werden am Förderzentrum 224 Schülerinnen und Schülern in 44 Klassen, in der SVE, in der 
Abteilung für sehbehinderte und blinde Schülerinnen und Schüler sowie Schülerinnen und Schüler 
ohne Förderbedarf, in der Abteilung für mehrfachbehinderte Kinder und Jugendliche, in der Abteilung 
für taubblinde/hörsehgeschädigte Kinder und Jugendliche, in der Berufsschulstufe sowie in der Au-
ßenstelle in Elsenfeld beschult und gefördert. 
Zur Aufgabe des Förderzentrums gehören auch die Mobile sonderpädagogische Hilfe (MSH), der 
Mobile sonderpädagogische Dienst (MSD) sowie ein Medienzentrum. 
 
Als Bewerber/innen kommen Personen aus der Laufbahn der Studienräte/innen im Förderschuldienst 
mit mehrjährigen beruflichen Erfahrungen im Förderschwerpunkt Sehen in Betracht.  
Einsatzorte sind nach Absprache Würzburg sowie die Außenstelle in Elsenfeld. 
 
Der Bewerber/die Bewerberin 
 

 sollte das Studium im Förderschwerpunkt Sehen vorweisen können oder die Bereitschaft, sich in 
diesem Förderschwerpunkt weiter zu qualifizieren. 
 

 soll Erfahrung in der Arbeit mit mehrfachbehinderten Kindern und Jugendlichen nachweisen kön-
nen. 
 

 soll über gute EDV-Kenntnisse sowie über Kenntnisse im Bereich aktueller technischer Hilfsmittel 
verfügen. 
 

 soll seine/ihre Aufgaben mit pädagogischer Kompetenz und in Zusammenarbeit mit den Schullei-
tungsmitgliedern wahrnehmen und zu einer interdisziplinären Zusammenarbeit mit allen Abteilun-
gen des Blindeninstituts Würzburg sowie der Außenstelle am Untermain bereit sein. 

 
Darüber hinaus ist wünschenswert, dass der Bewerber/die Bewerberin 
 

 Motivation zur konzeptionellen Weiterentwicklung des Förderzentrums mit dem Förderschwerpunkt 
Sehen und weiterem Förderbedarf insbesondere im Hinblick auf inklusive Schulbildung zeigt und 
Begeisterungsfähigkeit, Organisationstalent, Teamfähigkeit, Durchsetzungsvermögen und Flexibili-
tät besitzt. 
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Bewerbungen richten Sie bitte bis zum 04.05.2018 an die Schulleiterin Frau Heike Sandrock, Graf-zu-
Bentheim-Schule, Ohmstraße 7, 97076 Würzburg, Tel. 0931/2092-120, 
E-Mail: heike.sandrock@blindeninstitut.de  
 
Die Bewerberinnen und Bewerber müssen über die beamtenrechtlichen Voraussetzungen für die Be-
förderung zur Sonderschulkonrektorin/zum Sonderschulkonrektor nach A14 Z verfügen. Für die Über-
tragung einer Funktion als Sonderschulkonrektor/in sind neben einer entsprechenden Verwendungs-
eignung die vorgeschriebenen Bewertungsstufen in der letzten Dienstlichen Beurteilung gemäß den 
Beförderungsrichtlinien (KMBek. vom 18.03.2011, KWMBl Nr. 8/2011) erforderlich. 
 
Bei entsprechender Bewährung ist durch die Regierung von Unterfranken eine Beförderung zur Son-
derschulkonrektorin zum Sonderschulkonrektor mit Besoldungsgruppe A 14 Z vorgesehen. Die Beför-
derung kann aus haushaltsrechtlichen und planstellenrechtlichen Gründen voraussichtlich erst zu 
einem späteren Zeitpunkt erfolgen 
  

mailto:heike.sandrock@blindeninstitut.de


Schulanzeiger der Regierung von Unterfranken Nr. 4/18 

 

 

135 

Ausschreibung einer Stelle an der Paul-Gerhardt-Schule Kahl 
 
Die Paul-Gerhardt-Schule Kahl ist eine Evangelische Bekenntnisschule mit ca. 500 Schülerinnen und 
Schülern von der 1. bis zur 11. Klasse. Sie besteht aus einer Grundschule, einer Mittelschule und 
einer Wirtschaftsschule. 
 
Für die Mittelschule suchen wir zum neuen Schuljahr 2018/19: 
 

Lehrkräfte für die Klassenleitung einer Klasse des M-Zweiges 
(Mittlerer Schulabschluss) bzw. des Regelzweiges (früher Hauptschule) 

 
Fächer: Englisch, Deutsch, Mathematik, Kunst, Musik, GSE, PCB, Sport 
Bei Interesse ist auch die Perspektive Schulleitung möglich. 

 
1 Fachlehrkraft für den Berufsorientierenden Zweig: Technik 

 
Wenn Sie gerne in einem harmonischen Team arbeiten, mit Freude an der Fortentwicklung unserer 
Schule gestalterisch mitwirken möchten und Sie das Ziel haben, die Schüler fachlich und pädagogisch 
zu fördern und ihnen engagiert den christlichen Glauben vorzuleben, würden wir uns über Ihre Anfra-
ge oder Bewerbungsunterlagen freuen! 
 
Bayerische Beamte können sich ggf. unter fortlaufenden Bezügen zuordnen lassen. Gerne stehen wir 
für Nachfragen zur Verfügung. 
 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte direkt an: 
 
Grund- und Mittelschule Kahl 
Schulleiter Herr Joachim Witzmann 
Telefon: 06188-99389100 
E-Mail: gms@pgs-kahl.de  
  

mailto:gms@pgs-kahl.de


Schulanzeiger der Regierung von Unterfranken Nr. 4/18 

 

 

136 

Museumspädagogische Angebote im Kirchenburgmuseum Mönchsondheim 
 
Gehen Sie mit Ihren Schülern auf eine Zeitreise durch das Landleben in einem kleinen mainfränki-
schen Dorf. Das Kirchenburgmuseum Mönchsondheim bietet sich als außerschulischer Lernort für alle 
Schularten, viele Altersstufen und verschiedene Fächer an. 
 
Beim Programm „Aufgepasst – Historischer Schulunterricht“ erforschen wir den Kinderalltag früher 
und lernen in der Dorfschule von 1927 mit Griffel und Schiefertafel die Deutsche Schrift. Alte Kinder-
spiele wie Stelzenlaufen oder Reifentreiben können im Programm „Schusser, Kreisel, Plumpsack“ 
ausprobiert werden. 
 
Für fleißige Arbeiter schüren wir den Heizkessel an und waschen im Programm „In die Mangel ge-
nommen“ Wäsche wie zu Uromas Zeiten mit Wäschestampfer, Waschbrett und Bürste. Flinke Finger 
sind auch beim Programm „Vom Schaf zur Wolle“ gefragt. Wir entdecken den alten Schäferkarren im 
Museum und erfahren Wissenswertes über Schafhaltung und die Verarbeitung von Wolle zu Kleidung. 
 
Von Mai bis September zeigen wir im Programm „Vorratshaltung früher“ die verschiedenen Wege der 
Haltbarmachung von Lebensmitteln. Zusammen entdecken wir die Gemeinschaftsgefrieranlage von 
Mönchsondheim und kochen im Anschluss unsere eigene Marmelade ein. 
 
Ein besonderes Erlebnis bietet das Programm „Nicht alle Kühe sind lila“. Darin besuchen wir den Bio-
bauernhof im Ort und erfahren alles über Kühe und Milch. Danach wird mit historischen Buttergläsern 
Butter hergestellt und in einer Brotzeit natürlich auch verkostet. 
 
Angebote ohne Zeitangabe können von April bis Oktober gebucht werden. Aus didaktischen Gründen 
können maximal 25 Kinder an einem Programm teilnehmen. Kosten und weitere Informationen finden 
Sie unter www.kirchenburgmuseum.de. Rufen Sie uns an, wir beraten Sie gerne und empfehlen Ihnen 
ein passendes Programm für Ihre Schulklasse. 
 
Kontakt: 
Kirchenburgmuseum Mönchsondheim 
An der Kirchenburg 5 
97346 Iphofen OT Mönchsondheim 
Tel.:09326/1224 
E-Mail: kirchenburgmuseum@kitzingen.de  
Internet: www.kirchenburgmuseum.de  
Eintritt: 1 € pro Schüler 
  

http://www.kirchenburgmuseum.de/
mailto:kirchenburgmuseum@kitzingen.de
http://www.kirchenburgmuseum.de/
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11. SchulKinoWoche Bayern - Kino macht Schule! 
 
Vom 16. bis 20. Juli 2018 haben Schülerinnen und Schüler bayernweit wieder Gelegenheit, die Schul-
bank mit dem Kinosessel zu tauschen, um sich Lehr- und Lerninhalte durch filmische Stoffe zu er-
schließen. 
 
Landesweite Lehrerfortbildungen bereiten vorab gezielt auf den didaktisch sinnvollen Filmeinsatz im 
Unterricht vor und können noch bis zum 9. April 2018 gebucht werden. Das Filmangebot der 125 be-
teiligten Kinos wird ab Mitte April online bekannt gegeben. Ab diesem Zeitpunkt sind Anmeldungen 
unter www.schulkinowoche.bayern.de möglich. Anmeldeschluss für die Kinovorstellungen ist der 
1. Juli 2018. 
 
Die SchulKinoWoche Bayern ist ein Projekt von VISION KINO, koordiniert und durchgeführt durch das 
Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst. 

  

http://www.schulkinowoche.bayern.de/


Schulanzeiger der Regierung von Unterfranken Nr. 4/18 

 

 

138 

Medienhinweise 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die nachstehenden Besprechungen und Hinweise 
keine Genehmigung der betreffenden Bücher zum Unterrichtsgebrauch durch die Schulen darstellen. 
 
Schulbücher, die vom Bayer. Staatsministerium für Unterricht und Kultus lernmittelfrei zugelassen 
sind, werden in der Regel nicht besprochen. 
 
 
 
Wolters Kluwer Deutschland, Kronach 
 
„Schulverwaltung“ (Nr. 3/2018) 
 
Thematisierung von Verfassungswerten in Berufsintegrationsklassen – Teil II: Didaktische Überlegun-
gen (Kretschmann) – Die Elternsicht auf Schule und Schulreform (Tillmann) – Lust auf Französisch 
(Ghio) – Medienethik in Schule und Bildung (Köberer) – TAFF – Talente finden und fördern an der 
Mittelschule Baunach – Teil II (Hennemann) – Pädagogik der Inklusion (Bönsch) – Was ändert sich für 
Schulen im Jahr 2018? (Nolte/Behrens) – Rechtsprechung im Überblick (Dirnaichner) – Generation Y: 
Die unbekannten Wesen (Burkhart) – Informationen und Bücher 
 
 
 

Deutsch – Grundschule 
 
 
Brinkmann Lisa / Bode-Kirchhoff Nina / Brinkmann Erika 
 
Texte schreiben – Ideen für Geschichten. 
Die Kartei zum selbstständigen Arbeiten ab Klasse 2 bis zum Ende der Grundschulzeit. 
 
Ernst Klett Verlag Stuttgart, www.klett.de, 2015, 1. Auflage, 56 Karteikarten, farbig, beidseitig be-
druckt, Downloadmaterial, ISBN 978-3-12-011502-1, 32,25 € 
 
Die vorliegende Kartei Texte schreiben – Ideen für Geschichten versteht sich als Material für die Hand 
des Schülers. Sie enthält neben Bildimpulsen, die zum freien und selbstgesteuerten Schreiben anre-
gen sollen, auch gezielte Hilfen für die Textproduktion.  
 
Diese orientieren sich an folgenden wesentlichen Phasen des Schreibprozesses: 
 
1. eine Schreibidee finden,  

2. einen Text planen,  

3. einen Entwurf schreiben,  

4. den Text überarbeiten,  

5. den Text veröffentlichen und  

6. einen eigenen Text vorstellen. 
 
Für jede dieser Phasen gibt es Übersichtskarten mit wichtigen Erläuterungen und Tipps. 
 
Es folgen Impulskarten zu Handlungsorten, zu Figuren und zu Gegenständen sowie thematisch pas-
sende Wörtersammlungen. 
 
So kann die Kartei vielfältig eingesetzt werden, u.a. 
 
• als Schreibanregung 

• zu Unterstützung von Überarbeitungen 

http://www.klett.de/
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• zur Erarbeitung von Schreibmethoden. 
 
Die jahrgangsunabhängige Aufmachung erleichtert differenziertes und individualisierendes Arbeiten 
und unterstützt Kinder dabei, ihre Schreibkompetenzen beim Schreiben eigener Geschichten zu ent-
wickeln. 
 
Die ansprechende farbige Aufmachung dürfte zudem einen Beitrag zur Schreibmotivierung leisten. 
Insofern ist die Kartei als hilfreiches Unterrichtsmaterial empfehlenswert. 
 
 

Kinderliteratur 
 
V a l e n t i n  Stephan 
 
Rocky und seine Bande – Enzo im Computerfieber 
 
Pefferkorn-Verlag, Heidelberg, www.pfefferkorn-verlag.de, 48 Seiten, 11,8 x 17,7 cm, ISBN 978-3-
9441-6022-1, 5,90 € 
 
Was für ein toller Tag! Enzo ist überglücklich. Seine Oma hat ihm das heiß ersehnte Tablet geschenkt! 
Für seine Eltern aber beginnt ein Albtraum: Enzo spielt ständig Videospiele. Tag und Nacht. Er ver-
gisst dabei sogar zu essen. Und dann hält er sich auch noch für den Superheld seines Videospiels. Es 
muss etwas unternommen werden! Aber was? Haben Tim, Rosalie, Mia und Rocky vielleicht eine 
Idee? 
 
Videospiele begeistern Kinder schon früh in ihrer Kindheit. Sehr schnell können diese Spiele andere 
Aktivitäten in den Hintergrund drängen, so dass viele Kinder einen Großteil ihrer Freizeit vor dem Bild-
schirm verbringen. Wie man mit Videospielen richtig umgeht, zeigt sich in dieser Geschichte! 
 
Der Autor des Buches bietet eine Lesung für Schüler; diese wurde bereits von den deutschen Lan-
desbibliotheken empfohlen. 
 
 
 

Sonstiges 
 
P a l m o w s k i  Winfried 
 
Sagen wir mal so! 
Formative Sprache in der systemischen Pädagogik, Diagnostik und Beratung 
 
VERLAG MODERNES LERNEN; Dortmund; 2018; 1. Auflage; 144 Seiten; DIN A5, Broschur; 
ISBN 978-3-8080-0814-0, 19,95 € 
 
In (professionellen) pädagogischen Kontexten ist Sprache das zentrale Medium. Gleichwohl findet 
kaum eine bewusste Auseinandersetzung mit der formativen Funktion von Sprache statt. Damit ist 
gemeint, dass wir über Sprache Welt nicht nur wahrnehmen sondern auch konstruieren und damit 
aktiv gestalten. Sprache besitzt demnach nicht nur eine Abbildungs- und Informations- sondern auch 
eine Definitions- und Manipulationsfunktion, die vor allem im pädagogischen Bereich im Zusammen-
hang mit Zuschreibungen und Diagnosen weitreichende Konsequenzen, etwa für Schüler, haben 
kann. 
 
Anhand einer Fülle von Beispielen aus ästhetischer Literatur, Fachliteratur und dem Lebensalltag zeigt 
Palmowski überzeugend und unterhaltsam auf, wie Sprache Wirklichkeit und damit Denken erzeugt 
und beeinflusst und damit letztlich stets subjektive Anteile enthält. 
 
Dabei wird deutlich, dass Sprachkompetenz in professionellen Kontexten neben dem Beherrschen 
einer adäquaten (Fach-)Sprache immer auch die Reflexion des eigenen Sprachgebrauchs und seiner 
Wirkungen auf sich selbst und andere mit einschließen sollte. 
 

http://www.pfefferkorn-verlag.de/
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Insofern ist das Buch für alle interessant und empfehlenswert, die im schulischen Kontext mit Bera-
tung, Beurteilung, Diagnostik, Führung, Personal- und Teamentwicklung befasst sind und verantwor-
tungsbewusst mit (ihrer) Sprache umgehen wollen. 
 
 
 
K ö h l e r  Katja / W e i ß  Lorenz 
 
Mit Kindern kompetenzorientiert über Lernen sprechen. 
Reflexionsmethoden für die Grundschule 
 
Beltz Verlag Weinheim und Basel, www.beltz.de, 2017, 1. Auflage, 112 Seiten, Broschur, 
ISBN 978-3-407-25776-5, 24,95 € 
 
Über Lernen nachdenken und sprechen unterstützt den Lernprozess. Dies bestätigt die Hattiestudie 
eindrücklich und insofern ist es nur konsequent, dass sich entsprechende Forderungen auch in den 
neuen Lehrplänen, wie etwa dem bayerischen LehrplanPlus, wiederfinden. 
 
Allerdings bedarf es eines gezielten und strukturierten Vorgehens, wenn Schüler bei ihrer Lernreflexi-
on wirksam unterstützt werden sollen. 
 
Hierfür bietet das vorliegende Buch, dessen Autoren aus der Lehrerbildung kommen, nach einer eher 
theoretischen Grundlegung und Einführung eine Fülle erprobter praktischer Beispiele, Tipps und Do-
kumentationsvorlagen. Diese können direkt für den Unterricht genutzt werden und decken unter-
schiedliche Aspekte der Reflexion ab, wie 
 
• Anbahnen einer (grundlegenden) Gesprächskultur 
• Reflexionsmethoden für die Gruppe oder Klasse 
• Möglichkeiten den Reflexionsgehalt zu erhöhen 
• Reflexion im Dialog zwischen Lehrkraft und Schüler 
 
Ergänzt wird die Sammlung durch Kopiervorlagen sowie kostenlos zugängliches Downloadmaterial.  
 
Somit bietet das Buch eine brauchbare Sammlung an unaufwändig nutzbaren Materialien zur Reflexi-
on von Lernen. Es ist daher für die Hand der Lehrkraft sowie für die Präsenzbibliothek von Grundschu-
len rundum empfehlenswert. 
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